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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


L Abgeordneter 
Damm 


(CDU/CSU) 


Welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 
rung aus den Erfahrungen mit der fehlenden 
Funkverbindung zwischen der deutschen Bot- 
schaft in Nikosia und dem Auswärtigen Amt 
in Bonn für unsere Botschaft auf Zypern und 
für die übrigen deutschen Botschaften? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 16. September 1974 

a) Der Ausbau des Funknetzes (Basisnetz) des Auswärtigen 
Amts wird beschleunigt. 

Die Basis-Funkstellen sind mit Funksende- und Empfangs- 
betriebsanlagen für die Übermittlung von offenen und ver- 
schlüsselten Fernschreiben ausgestattet. Das Netz umfaßt 
gegenwärtig 25 Botschaften, von denen z. Z. fünf nicht besetzt 
sind. Vorgesehen ist, daß etwa 30 Botschaften mit ständig 
besetzten Basis-Funkstellen ausgestattet sind. Der Erweite- 
rung des Netzes sind enge Grenzen gesetzt, da die Einrich- 
tung einer Basis-Funkstelle einen beträchtlichen Sach- und 
Personalaufwand erfordert; 

— hohe Investitionskosten (etwa 150 000 DM) 

— die Genehmigung des Gastlandes (die widerrufen werden 
kann, womit vor allem in Krisensituationen gerechnet 
werden muß) 

— technisch geschulte Fachkräfte für den Aufbau 

— ausgebildete Fernmeldebeamte mit international aner- 
kanntem Funkzeugnis für den Betrieb. 

b) Das Auswärtige Amt wird weitere Krisen-(Sprech)Funkanla- 
gen anschaffen, um sicherzustellen, daß Vertretungen an 
krisengefährdeten Auslandsdienstorten, die keine Basis- 
Funkstelle haben, mit einer solchen Anlage ausgestattet 
werden und außerdem eine ausreichende Zahl von Reserve- 
anlagen zur Verfügung stehen, um im Bedarfsfall in kürzester 
Frist weitere Vertretungen entsprechend auszustatten. Letz- 
teres ist kürzlich bei unseren Vertretungen in Nikosia, Luan- 
da und Lourenpo Marques geschehen. 

Die Krisen- (Sprech)Funkanlage ermöglicht die Verbindung 
(überwiegend Sprechverbindung) zu einer benachbarten Ba- 
sis-Funkstelle. Ihr Bereich ist räumlich begrenzt; sie erfordert 
nur geringe Investitionskosten und benötigt zu ihrer Bedie- 
nung kein Fachpersonal. Sie ist ausschließlich für Krisensitua- 
tionen vorgesehen und kann von einer Fachkraft kurzfristig 
installiert werden. 

c) Die bei allen Botschaften vorhandenen Empfangsanlagen für 
den Informationsfunk des BPA werden mit Zusatzgeräten so 
erweitert, daß auf diesem — nur einseitig zu den Botschaften 
hin gerichteten — Funkverbindungsweg auch die Übermitt- 
lung (auch verschlüsselter) Weisungen der Zentrale über eine 
Dauer von täglich etwa zwölf Stunden erfolgen kann. 

Die Ausstattung der Vertretungen mit den erforderlichen 
Fehlerkorrekturgeräten ist 1973 begonnen worden und wird 
voraussichtlich im Frühjahr 1975 beendet sein. 
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d) Die Zusammenarbeit des Auswärtigen Amts mit den Außen- 
ministerien befreundeter Länder — insbesondere der Partner- 
länder der EPZ — auf dem Gebiet der Kommunikation mit 
ihren Auslandsvertretungen wird weiter ausgebaut. 

Diese Zusammenarbeit, die auf Grund bilateraler Vereinba- 
rungen seit Jahren praktiziert wird und sich während der 
Zypernkrise wie auch bereits in früheren Krisensituationen 
gut bewährt hat, wird systematisch erweitert. 


2. Abgeordneter Welche deutschen Botschaften sind mit Funk- 
Damm einrichtungen ausgerüstet und welche nicht? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 16. September 1974 

Die Auswahl der Botschaften, die mit Basisfunkstationen ausge- 
stattet sind, erfolgte unter Berücksichtigung ihrer eigenen poli- 
tischen Bedeutung so, daß sie jeweils die Funktionen von Regio- 
nalstellen übernehmen können, d. h., daß jede einzelne der übri- 
gen Auslandsvertretungen zumindest eine von ihnen mit einem 
Krisenfunkgerät erreichen kann. 

Krisen-(Sprech)Funkgeräte werden jeweils an den Orten einge- 
setzt, an denen eine Krise ausgebrochen oder zu befürchten ist, 
die eine Gefährdung der sonstigen der Vertretung zur Verfügung 
stehenden Kommunikationsmittel mit sich bringt. Es wurden 
kürzlich z. B. die Vertretungen in Nikosia, Louren(;o Marques 
und Luanda mit Krisen-(Sprech)Funkgeräten ausgestattet. 

Die Bundesregierung ist bereit, weitere Einzelheiten dem Aus- 
wärtigen Ausschuß des Deutschen Bundestages zur Kenntnis zu 
geben. 


3. Abgeordneter Ist die „Information der Regierung der Volks- 
Dr, Czaja republik Polen" über die Aussiedlung Deut- 

(CDU/CSU) scher Vertragsgrundlage des Warschauer Ver- 

trages oder besteht diesbezüglich eine ein- 
seitige „Zusicherung" oder gar eine „Verein- 
barung" mit der Volksrepublik Polen, wie die 
Bundesregierung in den Bundestagsdrucksa- 
chen VI/2056 und VI/3157 behauptet, derge- 
stalt, daß auch beim Vertragsabschluß betr. 
die Behandlung der Gebietszugehörigkeit von 
Teilen ganz Deutschlands seitens der Bundes- 
republik Deutschland die Bundesregierung die 
Schutzpflicht, die einen durch Grundrechts- 
normen geschützten Individualanspruch für 
jeden Deutschen ergibt, uneingeschränkt und 
ohne Verletzung der Grundrechte gewahrt hat? 

Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 9. September 1974 

„Die Information der Regierung der Volksrepublik Polen" ist 
eine einseitige, im Rahmen der Verhandlungen zum Warschauer 
Vertrag mit der polnischen Regierung abgestimmte Erklärung. 
Sie steht mit dem Vertrag in einem engen sachlichen Zusammen- 
hang. Die Information bildet das Maximum dessen, was die 
Bundesregierung unter den gegebenen Umständen im Interesse 
der in Polen lebenden Deutschen erreichen konnte. 
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4. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Ist im Zusammenhang mit dem Warschauer 
Vertrag die Volksrepublik Polen noch weiter- 
hin durch dieses Dokument verpflichtet, und 
welche rechtlichen Schritte hat die Bundesre- 
gierung angesichts des gravierenden vertrags- 
widrigen Ausbleibens der ursprünglich be- 
haupteten wesentlichen Verbesserungen in 
der Familienzusammenführung trotz aller ge- 
genteiligen verbalen Erklärung und der da- 
durch bedingten erheblichen Verschlechterung 
der Lage der Deutschen unternommen, nach- 
dem laut Bulletin vom 8. Dezember 1970 der 
damalige Bundesaußenminister erklärt hat, 
„daß die Voraussetzung für den Abschluß die- 
ses Vertrages eben die . . . Bewältigung der 
Familienzusammenführung" sei? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 9. September 1974 

Die polnische Regierung hat der Bundesregierung versichert, daß 
sie sich an ihre in der „Information" gegebene Zusage gebunden 
hält. Dies geht auch aus dem gemeinsamen Kommunique hervor, 
das anläßlich des Besuches von Außenminister Scheel in War- 
schau am 20. Oktober 1973 veröffentlicht worden ist. Angesichts 
der Verzögerungen, die bei ihrer Erfüllung eingetreten sind, hat 
sich die Bundesregierung in einer Folge von Gesprächen mit der 
polnischen Regierung um die möglichst baldige Ausreise des in 
der „Information" adressierten Personenkreises bemüht. Die 
Bundesregierung hat über ihre einzelnen Schritte, die sie unter- 
nommen hat, den Deutschen Bundestag jeweils unterrichtet. Die 
Bundesregierung wird diese Bemühungen auch in Zukunft fort- 
setzen. 


5. Abgeordneter 
Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der „Frankfurter Allge- 
meine Zeitung" vom 26. August 1974 zu, eine 
seit 1912 immer wieder geplante Ausstellung 
deutscher Kunst des 15. und 16. Jahrhunderts, 
die 1975 als Eröffnungsausstellung in dem 
Neubautrakt der Britischen Nationalgalerie 
gezeigt werden sollte, sei unter anderem daran 
gescheitert, daß die Bundesregierung sich nicht 
in der Lage gesehen habe, für die Aufbringun- 
gen der Versicherungssumme von 2,5 Millio- 
nen DM zu sorgen, und wie rechtfertigt die 
Bundesregierung — bejahendenfalls — diesen 
Verzicht, Großbritannien mit einem der Höhe- 
punkte deutscher Kunst in angemessener 
Weise bekanntzumachen? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 13. September 1974 

Es trifft zu, daß seit langem immer wieder versucht wurde, eine 
repräsentative deutsche Ausstellung mittelalterlicher Kunst in 
London durchzuführen. Sie scheiterte jedoch stets aus unter- 
schiedlichen Gründen. So hatten beispielsweise 1950 die Leih- 
geber Bedenken; außerdem war die Finanzierung problematisdi. 
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Als in den 60er Jahren von der National Gallery London ange- 
regt wurde, 1975 einen Anbau mit einer deutschen Kunstaus- 
stellung zu eröffnen, wurde ein wissenschaftliches Komitee vom 
Auswärtigen Amt beauftragt, die Konzeption einer Ausstellung 
zu erarbeiten. Das Komitee schlug eine Ausstellung der deutschen 
Kunst von 1400 bis 1530 vor, die Gemälde, Skulpturen und Gra- 
phiken allerhöchster Qualität zeigen sollte. 

Die deutschen Leihgeber waren zur Herausgabe der für die Aus- 
stellung benötigten Kunstwerke jedoch nur unter der Bedingung 
bereit, daß beste konservatorische Behandlung und eine alle Risi- 
ken deckende Versicherung zugesichert wurden. 

Die britische Seite stellte zwar eine Staatsgarantie in Aussicht, 
war aber nicht bereit, die von den deutschen Leihgebern gefor- 
derten Bedingungen in allen Punkten zu erfüllen. 

Insbesondere lehnte sie ab, die von den Leihgebern genannten 
Versicherungswerte der Höhe nach anzuerkennen und der in 
Deutschland üblichen Praxis Rechnung zu tragen, daß der Leih- 
geber im Falle einer Beschädigung die Schadenshöhe selbst fest- 
stelit. Die Übernahme auch der Versicherungsgarantie durch die 
deutsche Seite hätte andererseits bedeutet, daß der Haushalt bei 
einem Versicherungswert der Ausstellung von etwa 350 Millio- 
nen DM für das Ausstellungsvorhaben mit insgesamt 3,5 bis 
4 Millionen DM belastet worden wäre. Diese Summe allein ist 
größer als der Haushaltsansatz des Auswärtigen Amts für Aus- 
landsausstellungen innerhalb eines Jahres. 

Nicht nur das nach Ansicht der deutschen Leihgeber unzurei- 
chende britische Versicherungsangebot, sondern auch die zuneh- 
mende Unsicherheit im Ausstellungsbereich führten außerdem zu 
einer merklichen Abnahme der Leihbereitschaft. Sogar feste Zu- 
sagen wurden zurückgezogen, wie zum Beispiel die für den Eng- 
land-Fahrer-Altar in Hamburg, ein Kernstück der Ausstellung. 

Es ist erklärte Absicht der Bundesregierung, die für die auswär- 
tige Kulturpolitik bereitgestellten Mittel nicht in einigen wenigen 
Prestigevorhaben zu erschöpfen, sondern die vorhandenen Mittel 
gezielt so zu verwenden, daß deutsche Kultur in möglichst vielen 
Ländern präsentiert wird und möglichst viele Interessierte er- 
reicht. Projekte von der Größenordnung der in London geplanten 
Ausstellung lassen sidi nach übereinstimmender Ansidit aller 
Beteiligten nur noch dann rechtfertigen, wenn dank höchster 
Qualität ein Optimum an Wirkung garantiert wird. Dies war je- 
doch infolge der nachlassenden Leihbereitschaft der deutsdien 
Leihgeber nicht mehr mit Sicherheit anzunehmen. 

In der Sitzung des Ausschusses für deutsche Kunstausstellun- 
gen vom 14. Mai 1974, an der sowohl der Sprecher des vorberei- 
tenden wissenschaftlichen Komitees wie Vertreter deutscher 
Museen und des Auswärtigen Amts teilnahmen, wurde nach 
eingehender Diskussion einstimmig die Ansicht vertreten, daß 
trotz intensiver Bemühungen wegen einer Mehrzahl von Grün- 
den, von denen ein einzelner nicht den Ausschlag gegeben hätte, 
die Ausstellung nicht durchführbar ist. 


6. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der „Frankfurter Rund- 
schau" vom 27. August 1974 zu, die für Moskau 
und Leningrad geplante Ausstellung „Deut- 
sche Realisten des 19. Jahrhunderts" werde 
keine Bilder und Zeichnungen aus den Be- 
ständen der Stiftung Preußischer Kulturbesitz, 
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die ihren Sitz im Land Berlin hat, enthalten, 
da die UdSSR nicht ihre Rückgabe garantiere, 
und warum läßt die Bundesregierung die Teile 
des Katalogs, die sich auf diese Ausstellungs- 
gegenstände beziehen, nicht drucken, obwohl 
die Druckunterlagen sich schon in Moskau be- 
finden, wenn sie nicht schon wegen dieser 
ungeheuerlichen Einmischung der UdSSR in 
innerdeutsche Angelegenheiten die Ausstel- 
lung absagt? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 12. September 1974 

Es trifft zu, daß die Regierung der UdSSR nicht bereit ist, die von 
den Leihgebern gewünschte Rückgabegarantie für die Kunst- 
werke der Stiftung Preußischer Kulturbesitz abzugeben. Daher 
haben die Leihgeber ihre Zusage, diese Kunstwerke für die 
geplante Ausstellung auszuleihen, zurückgezogen. Unserer Bot- 
schaft in Moskau gegenüber begründete die sowjetische Seite 
diesen Schritt damit, daß die fraglichen Kunstwerke der Ostber- 
liner Nationalgalerie gehörten, wo sie früher gehangen hätten. 

Die Bundesregierung kann nicht verhindern, daß die Regierung 
der UdSSR mit ihrer Haltung den Rechtsstandpunkt der DDR 
unterstützt, die die Herausgabe der in Berlin (West) befindlichen 
Gegenstände der Stiftung Preußischer Kulturbesitz fordert. Die 
Bundesregierung ist dieser Forderung immer mit allem Nachdruck 
entgegengetreten, kann jedoch ihren Rechtsstandpunkt nur in- 
nerhalb ihrer Hoheitsgrenzen durchsetzen. 

Die Bundesegierung sieht in der Haltung der Sowjetunion keinen 
ausreichenden Grund, auf die Durchführung der Ausstellung zu 
verzichten. Der damalige Leiter der Kunsthalle Baden-Baden, 
Dr. Gailwitz, hat mit Billigung des Auswärtigen Amts am 13. Juni 
1972 mit dem sowjetischen Kultusministerium einen Vertrag ab- 
geschlossen, demzufolge sich die Staatliche Kunsthalle Baden- 
Baden verpflichtete, in der Sowjetunion eine Ausstellung als 
Gegenleistung zu einer zuvor in Baden-Baden gezeigten sowje- 
tischen Ausstellung durchzuführen. Bei der bevorstehenden 
Ausstellung „Deutsche Realisten des 19. Jahrhunderts", die in 
Moskau und Leningrad gezeigt werden soll, handelt es sich um 
diese Gegenveranstaltung. Nach Meinung aller Beteiligten ist die 
unterschiedliche Rechtsauffassung über das Eigentumsverhältnis 
der Kunstwerke der Stiftung Preußischer Kulturbesitz kein aus- 
reichender Grund dafür, die vertraglich festgelegte Gegenaus- 
stellung in der Sowjetunion abzusagen, zumal wir selbst ein 
Eigeninteresse an der Ausstellung haben. 

Es ist üblich, in den Katalog einer Ausstellung nur die Kunst- 
werke aufzunehmen, die in der Ausstellung selbst gezeigt 
werden. 


7. Abgeordneter 
Josten 


(CDU/CSU) 


In welcher Weise wird die Bundesregierung 
auch im Interesse der Europäischen Gemein- 
schaft dem demokratischen Portugal materielle 
Hilfe leisten? 
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Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 13. September 1974 

Die Bundesregierung begrüßt die Entwicklung in Portugal, die 
dem Land den Weg zu engerer Verbindung mit der europäischen 
Staatenfamilie und insbesondere auch zur Europäischen Gemein- 
schaft öffnet. Die Bundesregierung wird Portugal dabei — soweit 
es im Rahmen ihrer Möglichkeit liegt — bereitwillig unterstützen. 

Auf welche Weise diese Hilfe erfolgen kann, wird davon abhän- 
gen, welche Wünsche die portugiesische Regierung an uns und 
an die EG richten wird und welche Möglichkeiten sich daraus im 
bilateralen und gemeinschaftlichen Rahmen ergeben. 


8. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung aus außen- 
Dr. Warnke politischer Sicht das Absetzungsverfahren von 

(CDU/CSU) Präsident Nixon im Hinblick auf die Verteidi- 

gungsbereitschaft des Westens? 

Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 13. September 1974 

Der Ausgangspunkt der Anfrage hat sich insofern geändert, als 
infolge des Rücktritts von Präsident Nixon ein Absetzungsver- 
fahren nicht mehr stattfindet. 

Der neue amerikanische Präsident Ford hat unmittelbar nach 
seiner Amtsübernahme und seitdem bei mehreren Gelegenheiten 
in der Öffentlichkeit und gegenüber der Bundesregierung betont, 
daß er dem atlantischen Bündnis in der amerikanischen Außen- 
politik erste Priorität einräumt. 


9. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung, daß deutsche 

Dr. Warnke Unternehmer im Augenblick in Portugal und 

(CDU/CSU) Griechenland investieren sollten? 

Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 18. September 1974 

Die portugiesische Regierung hat mehrfach ihr Interesse an der 
Investitionstätigkeit ausländischer Firmen in Portugal erklärt. 
Die liberale Wirtschaftspolitik Portugals fördert Investitionen, 
die der Entwicklung des Landes dienen. Die portugiesische Re- 
gierung bemüht sich, durch den Erlaß entsprechender Gesetze 
und Verordnungen günstige Voraussetzungen für solche Inve- 
stitionen zu schaffen. Es ist zu erwarten, daß der Erlaß dieser 
Vorschriften etwaige noch bestehende Unklarheiten bald besei- 
tigen wird. 

Nachdem maßgebliche Vertreter der neuen griechischen Regie- 
rung sich öffentlich zu dem Prinzip einer freien Wirtschaftsord- 
nung im europäischen Rahmen bekannt haben, scheinen gün- 
stige Voraussetzungen für eine Belebung der deutschen Investi- 
tionstätigkeit in Griechenland gegeben zu sein. Die Bundesregie- 
rung begrüßt jede Initiative, die den Ausbau der deutsch-grie- 
chischen Wirtschaftsbeziehungen fördert. Sie ist der Ansicht, daß 
eine vermehrte Investitionstätigkeit in Griechenland der Wirt- 
schaft dieses Landes dienlich sein kann. 

Ein deutsch-griechischer Vertrag über die Förderung und den 
Schutz von Kapitalanlagen ist seit dem 15. Juli 1963 in Kraft. 
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10. Abgeordneter 
Roser 


(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung die Versagung der 
überflugrechte für Gastarbeiterflüge von Ber- 
lin-Tegel in die Türkei, obwohl diese wegen 
der Lage im Luftraum um Zypern zum wirt- 
schaftlichen Ruin dieses Flugverkehrs führt, 
mit der Entziehung der Landeerlaubnis für 
bulgarische Flugzeuge in der Bundesrepublik 
Deutschland beantworten, oder wird die Bun- 
desregierung eine Wohlverhaltenspolitik ge- 
genüber Feindseligkeiten aus dem Bereich des 
Warschauer Paktes betreiben? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 20. September 1974 

Nach Ausbruch des Zypernkonflikts war es den alliierten Char- 
tergesellschaften nicht mehr möglich, direkte Flüge von Berlin 
(West) über Griechenland in die Türkei durchzuführen. Anträge 
auf Genehmigung von überflugrechten über Bulgarien für solche 
Direktflüge wurden von den bulgarischen Behörden nicht geneh- 
migt. Sie konnten deshalb für einige Zeit nicht stattfinden. Die 
Charterflüge in die Türkei wurden jedoch mittlerweile wieder 
aufgenommen. Die Flüge gehen von Berlin (West) zu einem Zwi- 
schenlandepunkt in der Bundesrepublik Deutschland. Von dort 
werden sie über Bulgarien in die Türkei geführt. Natürlich hat 
diese Veränderung der Streckenführung Geschäftseinbußen mit 
sich gebracht. Von einem wirtschaftlichen Ruin dieses Flugver- 
kehrs zu sprechen, ginge jedoch zu weit. 

Der Luftverkehr von und nach Berlin (West) fällt in die aus- 
schließliche Zuständigkeit der drei Mächte. Die fraglichen Char- 
terflüge werden von amerikanischen und britischen Luftverkehrs- 
gesellschaften durchgeführt. Die amerikanische und britische Re- 
gierung als für Berlin verantwortliche Mächte bemühen sich 
laufend darum, den Flugverkehr von und nach Berlin (West) so 
reibungslos wie möglich zu gestalten. Die Schutzmächte stehen in 
diesen Fragen, auch bezüglich der jetzt aufgetretenen Probleme 
im Zusammenhang mit den Gastarbeiterflügen in die Türkei in 
ständigem engen Kontakt mit der Bundesregierung. Diese unter- 
stützt ihrerseits die Bemühungen der drei Mächte im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten und mit den Mitteln, die ihr und den Schutz- 
mächten notwendig und angemessen erscheinen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


11. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß nach der vom Bundesarchiv 
in Koblenz erstellten Dokumentation über 
Verbrechen bei der Vertreibung aus den deut- 
schen Ostgebieten ca. 2,1 Millionen Deutsche 
umgekommen sind, und geschah dies u. a. im 
Lager Lamsdorf in der Zeit von August 1945 
bis September 1946, wo 6480 Menschen, dar- 
unter 628 Kinder, durch schwere Krankheiten, 
durch schwere Zwangsarbeit und starke Unter- 
ernährung und durch Folterungen umgekom- 
men sein sollen? 
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Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 16. September 1974 


Das Statistische Bundesamt — nicht das Bundesarchiv — hat in 
seiner Bevölkerungsbilanz (Die deutschen Vertreibungsverluste, 
1958) die Gesamtzahl der deutschen Nachkriegsverluste mit rund 
2,1 Millionen Menschen angegeben. Diese Gesamtzahl umfaßt 
entgegen der in Ihrer Frage steckenden Annahme die sogenann- 
ten Vertreibungsverluste überhaupt und nicht nur die Zahl der 
Todesopfer von Vertreibungsverbrechen, die auf 0,6 Millionen 
geschätzt wird. Allerdings läßt trotz der Ermittlung einer Fülle 
von Einzelangaben über die Zahl der bei Ortsgeschehnissen und 
in Lagern umgekommenen Menschen das vorhandene Material 
die Aufstellung einer genauen Bilanz der entstandenen Personen- 
verluste in ihrer Gesamtzahl nicht zu. 

Die Information über das Lager Lamsdorf reichen bis in das Jahr 
1949 zurück. Eine Schilderung der Verhältnisse in diesem Lager 
enthält die „Dokumentation der Vertreibung der Deutschen aus 
Ost- und Mitteleuropa", die der frühere Bundesminister für Ver- 
triebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte in den 50er Jahren 
herausgegeben hat (Band 1/2 Seite 423 ff.). Zwei vollständige 
Ausgaben dieser Dokumentation befinden sich auch in der Biblio- 
thek des Deutschen Bundestages. Die von Ihnen genannten Zah- 
len stammen vermutlich aus dem Buch „Lamsdorf — Dokumen- 
tation über ein polnisches Vernichtungslager" von Dr. Heinz 
Esser, dem ehemaligen Lagerarzt in Lamsdorf; sie sind in anderen 
Veröffentlichungen bisher nicht widerlegt worden. 


12. Abgeordneter 

Milz 


(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung die Namen der an 
diesem Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
Beteiligten bekannt, und was gedenkt sie zur 
Sühnung dieser Verbrechen zu tun? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 16. September 1974 


Der Bunderegierung sind die Namen der an Verbrechen im Lager 
Lamsdorf beteiligten Personen zu einem Teil bekannt. Eine Straf- 
verfolgung wegen solcher Taten ^setzt jedoch voraus, daß sich der 
Täter im Zugiiffsbereich unserer Justiz aufhält. Tritt diese Vor- 
aussetzung erst später ein, muß von der zuständigen Strafver- 
folgungsbehörde geprüft werden, ob ein Strafverfahren einzulei- 
ten ist. In der Vergangenheit sind solche Verfahren in einer 
Reihe von Fällen durchgeführt worden; z. B. haben seinerzeit 
Presse und Funk eingehend über einen solchen Prozeß berichtet, 
der vor dem Schwurgericht beim Landgericht Hannover anhängig 
war. Das Verfahren endete damals mit einer hohen Freiheits- 
strafe für den Täter. Die Verhältnisse im Lager Lamsdorf waren 
Gegenstand der Beweisaufnahme. 


13. Abgeordneter 

Dr. Bangemann 
(FDP) 


Wo und in welcher Größenordnung plant 
Frankreich Kernkraftwerke in unmittelbarer 
Nachbarschaft zu bundesdeutschen Gebieten? 
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Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 12. September 1974 


Die Bundesregierung ist davon unterrichtet, daß Frankreich in 
Fessenheim (Elsaß), wo bereits zwei Kernkraftwerksblöcke mit 
je 900 MW elektrischer Leistung im Bau sind, langfristig eine 
Erweiterung auf insgesamt vier Kernkraftwerksblöcke einge- 
plant hat. Der Bundesregierung sind aber noch keine konkreten 
Ausbaupläne für Fessenheim und auch keine festen Pläne für 
andere Orte im grenznahen französischen Gebiet bekannt. Seit 
diesen langfristigen Planungen hat insbesondere die Internatio- 
nale Kommission zur Reinhaltung des Rheins darauf hingewirkt, 
daß die Anliegerstaaten bei weiteren Kraftwerken die bereits 
hohe thermische Belastung dieses Flusses berücksichtigen und 
beispielsweise Kühltürme vorsehen. Wegen der erhöhten Kosten 
solcher Rückkühlverfahren hat der Rhein aus französischer Sicht 
als Standort für Kernkraftwerke — auch wegen der relativ un- 
günstigen Lage zu den Energieverbrauchszentren — an Bedeu- 
tung verloren. 


14. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, soweit sie Ge- 
Dr. Bangemann nehmigungen zu erteilen hat, solche Genehmi- 
(FDP) gungen solange zu versagen, bis die Verhand- 

lungen mit Frankreich zu Resultaten geführt 
haben? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 12. September 1974 


Die Bundesregierung erteilt keine Genehmigungen für kerntech- 
nische Anlagen. Sie übt jedoch im Rahmen der Bundesauftrags- 
verwaltung nach Artikel 85 des Grundgesetzes die Rechts- und 
Zweckmäßigkeitsaufsicht über die atomrechtlichen Genehmi- 
gungsbehörden der Länder aus und könnte in ihrer Aufsichts- 
funktion die Erteilung einer atomrechtlichen Genehmigung durch 
die zuständigen Behörden des jeweiligen Bundeslandes unter- 
sagen. Sie sieht allerdings derzeit keinen Ansatzpunkt, hinsicht- 
lich einer deutschen Anlage wegen etwa fehlender Verhand- 
lungen mit Frankreich so zu verfahren. 

Die Bundesregierung steht mit ihrem französischen Partner seit 
1971 in engem Kontakt und erörtert Fragen der Sicherheit und 
des Strahlenschutzes kerntechnischer Anlagen in einer gemisch- 
ten Expertengruppe, an der auch Vertreter der atomrechtlichen 
Genehmigungsbehörden des Landes Baden-Württemberg betei- 
ligt sind. Darüber hinaus besteht ein reger Meinungs- und Er- 
fahrungsaustausch in den verschiedenen internationalen Gremien. 
Schließlich sieht auch der EURATOM-Vertrag eine gegenseitige 
Information über konkrete kerntechnische Anlagen vor. 

Auf dem konventionellen Gebiet des Umweltschutzes dürfte 
durch die Verhandlungen der Internationalen Kommission zur 
Reinhaltung des Rheins erreicht sein, daß weitere massive Ein- 
leitungen von Abwärme in den Rhein unterbleiben und statt 
dessen Rückkühlverfahren bei neuen Kernkraftwerken zur An- 
wendung gelangen. 
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15. Abgeordneter Trifft die Meldung der „Welt" vom 12. August 

Dr. Franz 1974 zu, die Bundesregierung beabsichtige, die 

(CDU/CSU) Mitte der Elb-Fahrrinne statt des Ostufers als 

neue Grenzlinie zur „DDR" anzuerkennen und 
habe bereits den Bundesgrenzschutz angewie- 
sen, Flüchtlingen im östlichen Bereich des Stro- 
mes nicht mehr zu helfen, und warum besteht 
— bejahendenfalls — die Bundesregierung 
nicht darauf, daß es entsprechend den weiter- 
hin gültigen Vereinbarungen der Vier Mächte 
über die Besatzungszonen bei dem Verlauf der 
preußisch - mecklenburgischen Grenze ver- 
bleibt? 

Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 27. September 1974 

Es trifft zu, daß, wie in Ihrer Frage angedeutet, die Festlegungen 
der Besatzungsmächte zu Ende des Zweiten Weltkrieges und in 
den Jahren danach für den Verlauf der Grenze zur DDR und 
damit auch für die Arbeit der Grenzkommission maßgebend sipjd. 
Auf die Erklärung zu Protokoll zum Grundlagenvertrag über die 
Aufgaben der Grenzkommission darf ich Bezug nehmen. Die 
Besatzungsmächte haben gegenüber den im Londoner Protokoll 
vom 12. September 1944 angeführten früheren Landes- und Pro- 
vinzgrenzen, die teilweise in der Mitte des Stromes verliefen, 
nicht selten Änderungen vorgenommen. So wurden gerade im 
Elbeabschnitt die Besatzungszonen an mehreren Stellen nach 
Zweckmäßigkeitsgesichtspunkten gegeneinander abgegrenzt: Die 
britische Besatzungsmacht übergab preußische Gebiete jenseits 
der Elbe (Amt Neuhaus, „Lütkenwischer Wiesen") an die sowje- 
tische Besatzungszone, während sie mecklenburgische Gebiete 
diesseits der Eibe in ihre Verwaltung übernahm („Halbinsel Vier- 
werder", „Kaltenhofer Viereck", neue Grenzspitze bei Schnacken- 
burg). Erst seitdem bildet die Elbe im gesamten Abschnitt zwi- 
schen Lauenburg und Schnackenburg die Grenze. 

Da die Grenzkommission an die Festlegungen der früheren Be- 
satzungsmächte gebunden ist, kann und wird es keine Anerken- 
nung einer „neuen Grenzlinie" geben. Die Grenzkommission hat 
vielmehr festzustellen, wo die Grenze Rechtens verläuft. Da sie 
— ebenso wie die Verkehrskommission — ihre Verhandlungen 
über den Elbeabschnitt noch nicht abgeschlossen hat, ist es nach 
wie vor nicht angezeigt, in der Öffentlichkeit auf Einzelheiten 
einzugehen. Ich möchte mich deshalb auf das beziehen, was in 
der Antwort vom 8. November 1973 an Herrn Kollegen Schröder 
(Lüneburg) ausgeführt worden war. Dies gilt auch für den Um- 
stand, daß über die Feststellung des genauen Grenzverlaufs 
hinaus die Lösung der im Elbeabschnitt bestehenden praktischen 
Probleme und die Milderung oder Beseitigung von Unzuträglich- 
keiten, die das Leben in diesem Grenzabschnitt erschweren, die 
Hauptaufgabe der Grenz- und Verkehrskommission darstellt. 

Anweisungen für den Bundesgrenzschutz über die Hilfe für 
Flüchtlinge sind im übrigen nicht geändert worden. 

16. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die von 

Wolfram Herrn Wilhelm Schäfer in der FAZ vom 3. 

(SPD) August 1974 unter der Überschrift „Wie man 

den Rhein noch retten kann" unterbreiteten 
Vorschläge? 
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Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 6. September 1974 

Die Bundesregierung begrüßt grundsätzlich die von Herrn Pro- 
fessor Dr. Wilhelm Schäfer unterbreiteten Vorschläge zur Sanie- 
rung des Rheins und sieht sie als wertvollen Beitrag zur Diskus- 
sion um die Verbesserung der Ökologischen Verhältnisse im 
Rheintal an. Die vorgeschlagenen Maßnahmen dürften sich ins- 
besondere als langfristige Ergänzung der im Umweltprogramm 
der Bundesregierung gesteckten Ziele eignen. 

Es ist jedoch kurzfristig nicht möglich, die Vorschläge von Pro- 
fessor Schäfer abschließend zu beurteilen und die Auswirkungen 
etwaiger Maßnahmen abzuschätzen. Erst eingehende Untersu- 
chungen können die Durchführbarkeit und den Nutzen dieser 
Vorschläge ihrer Bedeutung gemäß würdigen. 

Der Bundesminister des Innern hat daher bei der „Arbeitsge- 
meinschaft der Länder zur Reinhaltung des Rheins“ bereits an- 
geregt, die Vorschläge zu beraten und eine übergreifende Ar- 
beitsgruppe zu bilden. Dazu wurde auch die Mitarbeit einschlä- 
giger Fachinstitute des Bundes angeboten. Insbesondere könnte 
dadurch ermöglicht werden, die im Land Hessen an verschiede- 
nen Altrheinarmen bereits laufenden Maßnahmen, Beobachtun- 
gen und Untersuchungen auf breiter Basis durchzuführen und 
umfassende Entscheidungsgrundlagen zu erhalten. 

Im übrigen sind seit Jahren Maßnahmen im Gange, um eine 
weitere Verschlechterung des Zustandes des Rheins zu verhin- 
dern, vielmehr den gegenwärtigen Zustand zu verbessern. Zum 
Beispiel wird erwartet, daß durch das Waschmitteigesetz, das 
Abwasserabgabengesetz und die 4. Novelle zum Wasserhaus- 
haltsgesetz die Güte sowohl des Fluß- als auch des Grundwassers 
mindestens so erhalten wird, daß die Öffentliche Wasserversor- 
gung jederzeit sichergestellt werden kann. Auch die Bestrebun- 
gen in der „Internationalen Kommission zum Schutze des Rheins 
gegen Verunreinigung" zielen auf eine Verbesserung der Ge- 
wässerquaiität hin. Unter anderem werden dort Konsequenzen 
aus der Erkenntnis erwogen, daß das Gewässer mit Abwärme 
nicht bis zu einer Höchsttemperatur belastet werden kann, son- 
dern daß auch die jahreszeitlichen Temperaturschwankungen 
berücksichtigt werden müssen. In diesen Gesprächen auf inter- 
nationaler Ebene werden die berechtigten Interessen auch der 
stromabwärts liegenden Nachbarstaaten stets beachtet. 


17. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die moder- 
Ey nen Technologien der Müll- und Abfallbear- 

(CDU/CSU) beitung, -Verbrennung und -verkompostierung 

durch mobile Kleinanlagen, und welche Folge- 
rungen zieht sie daraus, speziell für die An- 
lage und Verteilung von Deponien? 

Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 12. September 1974 

Die Anforderungen, die an den Umweltschutz auch im Bereich der 
Abfallbeseitigung gestellt werden müssen, sind wesentlich ge- 
stiegen. Das bedeutet, daß der bei Verbrennung und Kompostie- 
rung zur Reinhaltung von Luft und Wasser sowie zur Vermei- 
dung von Geruchs- und Lärmbelästigung erforderliche Aufwand 
immer kostspieliger geworden ist und wirtschaftlich nur noch 
von großen Einheiten mit entsprechendem Durchsatz getragen 
werden kann. 
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So sind Kleinanlagen der Müllverbrennung im allgemeinen nicht 
mehr imstande, die gesetzlichen Normen der Luftreinhaltung 
einzuhalten. Die Erfahrungen haben gezeigt, daß oft Mängel in 
der technischen Konzeption vorliegen, aber auch Anlagen, die 
nach dem neuesten Stand der Technik errichtet wurden, arbeiten 
häufig mangelhaft, weil die fachmännische Bedienung und Über- 
wachung fehlt. Vielfach werden unkontrollierte Abfälle mitver- 
brannt, die die Anlage verbrennungstechnisch überfordern. Ein 
kontinuierlicher, gleichmäßiger Betrieb ist in den meisten Fällen 
nicht möglich. 

Kleinverbrennungsanlagen sollten deshalb in Zukunft auch we- 
gen der wirtschaftlichen Belange nur in Ausnahmefällen zuge- 
lassen werden. Nur zur Beseitigung von spezifischen gefährlichen 
Abfällen, etwa Krankenhausabfällen, sind daher noch die hohen 
Kosten, wie sie etwa durch Zusatzbrenner und Abgasreinigungs- 
maßnahmen entstehen, bei Kleinanlagen tragbar. 

Auch im Bereich der Kompostierung muß sich der notwendige 
Aufwand auf entsprechend große Durchsatzmengen verteilen 
können. So ist der Einsatz von geschultem Personal bei Klein- 
anlagen wegen des Mangels an Fachkräften kaum möglich und 
darüber hinaus unwirtschaftlich. Die Betriebsführung solcher 
kleiner Anlagen durch ungeschultes Personal, das oft nur im 
Nebenberuf tätig ist, gewährleistet nicht die erforderlichen Be- 
triebsergebnisse, vor allem bei der Verarbeitung schwieriger Ab- 
fälle wie Klärschlamm und Massentierhaltungsabfälle. Auch die 
Vermeidung von Geruchsbelästigungen sowie die Behandlung 
des anfallenden Sickerwassers bei einer Mietenkompostierung 
wird Schwierigkeiten verursachen. Die Erfüllung gewisser Quali- 
tätsanforderungen an den Kompost, insbesondere die geforderte 
Entseuchung des Endprodukts, erscheint unsicher. 

Schließlich sehen die Betreiber von Kleinanlagen zur Kompostie- 
rung oder Verbrennung von Abfällen die Betriebsführung vor- 
wiegend unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten. Daher unterblei- 
ben meist die erforderlichen Umweltschutzmaßnahmen. 

Mobile Kleinanlagen für die Kompostierung und für die Ver- 
brennung sind wegen technischer Unzulänglichkeiten in der Regel 
nicht geeignet, Umweltbelastungen im erforderlichen Ausmaß zu 
verhindern. Der Einsatz mobiler Kleinanlagen kann daher aus 
Gründen des Umweltschutzes nicht in dem Sinne als vorteilhaft 
angesehen werden, daß hieraus Folgerungen für die Anlage und 
Verteilung von Deponien zu ziehen wären. 


18. Abgeordneter 
Dr. h. c. Wagner 
(Günzburg) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Verordnung über die 
Gewährung von Mehrarbeitsentschädigung für 
Beamte von einem Teil der Länder so ausge- 
legt wird, daß Lehrern für zusätzlich zu ihrer 
Pflichtstundenzahl übernommene Unterrichts- 
verpflichtungen die Entschädigung entspre- 
chend der zusätzlich übernommenen Verpflich- 
tung berechnet wird, während andere Länder 
eine Spitzberechnung für jede einzelne Woche 
für notwendig halten und dabei jeden gele- 
gentlichen unvermeidlichen Unterrichtsausfall, 
auch wenn er andere als die zusätzlich über- 
nommenen Unterrichtsstunden betrifft, auf die 
Entschädigung anrechnen? 
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Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 6. September 1974 

Die Frage, ob wegen Besonderheiten im Schuldienst die über 
Mehrarbeit ergangenen Rechtsvorschriften dahin ausgelegt wer- 
den können, daß im Schulbereich eine Pauschalierung der Mehr- 
arbeitsentschädigung auf der Grundlage von Jahreswochenstun- 
den als zulässig zu erachten ist, wird von Bund und Ländern 
einhellig verneint. 

Nach § 36 a des Bundesbesoldungsgesetzes in Verbindung mit 
§ 72 Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes bzw. § 44 des Beamten- 
rechtsrahmengesetzes ist die Entschädigung nur für die über die 
regelmäßige Arbeitszeit hinaus geleistete Mehrarbeit unter Be- 
achtung der in den letztgenannten Vorschriften zwingend fest- 
gesetzten Mindest- und Höchststundenzahlen zulässig; dies setzt 
eine auf den Einzelfall abstellende Ermittlung der im Monat tat- 
sächlich geleisteten Mehrarbeit voraus. Eine Abgeltung von 
Mehrarbeit nach dem Prinzip der Jahreswochenstunden ist damit 
nicht vereinbar, weil diese Form der Abrechnung darauf hinaus- 
läuft, daß auch nicht gehaltener Unterricht entschädigt wird. 


19. Abgeordneter 
Dr. h. c. Wagner 
(Günzburg) 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung für eine einheit- 
liche Handhabung Sorge tragen, und teilt sie 
die Auffassung, daß die Übernahme einer zu- 
sätzlichen Unterrichtsverpflichtung über die 
vorgeschriebene Zahl der Wochenstunden hin- 
aus entsprechend der übernommenen Ver- 
pflichtung, also ohne Abzüge im Einzelfall, zu 
entschädigen ist? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 6. September 1974 

Eine einheitliche Handhabung der Entschädigung von Mehrunter- 
richt ist durch die mit Zustimmung des Bundesrates erlassene 
allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Verordnung über die Ge- 
währung von Mehrarbeitsentschädigung für Beamte vom 6. Au- 
gust 1974 (Gemeinsames Ministerialblatt S. 386) sichergestellt. 
Mehrarbeit im Schuldienst liegt danach vor, wenn Unterricht 
über die nach dem Lebensalter der Lehrkraft allgemein festge- 
setzte Stundenzahl — Pflichtstunden — hinaus erteilt wird. 


20. Abgeordneter 
Dr. Jobst 


(CDU/CSU) 


Wie will sich die Bundesregierung gegen den 
Vorwurf wehren, sie habe den Bundesinnen- 
minister in der Hauptsache deshalb zur Welt- 
bevölkerungskonferenz nach Bukarest ent- 
sandt, weil sich für einen Innenminister natur- 
gemäß wenig andere Gelegenheiten zu Reisen 
ins Ausland ergeben? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 6. September 1974 

Nach der Geschäftsverteilung der Bundesregierung ist der Bun- 
desminister des Innern für ressortübergreifende Fragen der Be- 
völkerungsentwicklung und Bevölkerungsforschung zuständig. 
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Aus diesem Grunde habe ich die Delegation der Bundesregie- 
rung, der Vertreter mehrerer Bundesressorts angehörten, in den 
Anfangstagen geleitet und auch eine Erklärung für die Delega- 
tion vor dem Plenum abgegeben; nach meiner Abreise übernahm 
Herr Staatssekretär Dr. Hartkopf die Delegationsleitung. Die 
Vorbereitungen für die Dritte Weltbevölkerungskonferenz in 
Bukarest sind maßgebend von meinem Haus in Zusammenarbeit 
mit dem mir nachgeordneten Bundesinstitut für Bevölkerungs- 
forschung getroffen worden. 


21. Abgeordneter Trifft die Meldung in der Nürnberger Zeitung 
Dr. Dollinger vom 5. August 1974 zu, der parlamentarische 

(CDU/CSU) Staatssekretär Dr. Haack habe geäußert, 

„Wenn ich zu entscheiden gehabt hätte, wäre 
das Umweltbundesamt nicht nach Berlin ge- 
kommen. Dies war nicht notwendig und nicht 
zweckmäßig." und bei den rechtswidrigen Zu- 
rückweisungen und Befragungen von Reisen- 
den durch „DDR"-Grenzorgane handele es sich 
nicht um einen Anschlag auf das Vier-Mächte- 
Abkommen über Berlin, sondern lediglich um 
eine unterschiedliche Auslegung des Vertra- 
ges, und entspricht diese Haltung — bejahen- 
denfalls — der von allen ihren Mitgliedern 
zu vertretenden Auffassung der Bundesregie- 
rung? 

Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 12. September 1974 

Die von Ihnen zitierte Meldung der Nürnberger Zeitung vom 
5. August 1974 gibt Äußerungen des Parlamentarischen Staats- 
sekretärs beim Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau, Dr. Haack, die in einer Diskussion nach einem Vortrag 
vor dem Internationalen Ferienkurs der Universität Erlangen- 
Nürnberg am 2. August 1974 gemacht worden sind, verkürzt und 
unrichtig wieder. 

Der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Haack hat in der Diskus- 
sion ausdrücklich betont, daß er die Errichtung des Umweltbun- 
desamtes in Berlin als mit dem Vier-Mächte-Abkommen für ver- 
einbar und alle Störungsmaßnahmen der DDR dagegen für rechts- 
widrig halte. Er befindet sich damit in Übereinstimmung mit der 
Auffassung der Bundesregierung, die zuletzt in den Kabinettsit- 
zungen am 31. Juli und 7. August 1974 ihren Standpunkt bekräf- 
tigt hat, daß die Maßnahmen der DDR auf den Transitwegen von 
und nach Berlin gegen klare und eindeutige Bestimmungen des 
Transitabkommens, das auf der Grundlage von und in Überein- 
stimmung mit dem Vier-Mächte-Abkommen vom 3. September 
1971 geschlossen wurde, verstoßen. 

Seinen weitergehenden Diskussionsbeitrag hat der Parlamenta- 
rische Staatssekretär Dr. Haack unmißverständlich als private 
Meinung bezeichnet. 


22. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen hat das Bundesministe- 
rium des Innern in seinem Verfassungsschutz- 
bericht 1973 im Gegensatz zu allen seit 1968 
veröffentlichten Berichten die „demokratische 
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Aktion" und ihre Nachfolgeorganisation „Pres- 
seausschuß demokratische Initiative" nicht 
mehr wie bisher als kommunistische Volks- 
frontorganisation und Bündnispartner der DKP 
aufgeführt und fürchtet das Bundesministeri- 
um des Innern nicht, in den Verdacht zu gera- 
ten, Fakten zu unterschlagen und eine kommu- 
nistische Volksfrontorganisation dadurch zu 
warnen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 12. September 1974 

Eine Überprüfung der Unterlagen des Bundesamtes für Verfas- 
sungsschutz und im Jahre 1973 gewonnene Erkenntnisse über 
eine Veränderung des Verhältnisses zwischen der DKP und dem 
„Presseausschuß demokratische Initiative" hatten Zweifel daran 
ergeben, ob der „Presseausschuß demokratische Initiative" mit 
Sicherheit als kommunistische Volksfrontgruppe und Bündnis- 
partner der DKP eingestuft weden kann. Das Bundesamt für Ver- 
fassungsschutz hielt es deshalb für notwendig, die Tätigkeit und 
politische Entwicklung des „Presseausschusses demokratische Ini- 
tiative" erst sorgfältig und umfassend zu beobachten, bevor es 
eine abschließende Bewertung dieser Nachfolgeorganisation der 
„Demokratischen Aktion" vornahm. Aus diesem Grunde wurde 
diese Organisation im Verfassungsschutzbericht 1973 nicht mit 
aufgeführt. 

Das Vorgehen des Bundesamtes für Verfassungsschutz, das ich 
billige, entsprach dem in einem Rechtsstaat auch und gerade für 
einen Nachrichtendienst unabdingbaren Grundsatz, Berichte und 
hieran geknüpfte Bewertungen nur auf hinreichend abgesicherte 
Erkenntnisse zu stützen. 


23. Abgeordneter 

Kiechle 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Bahn- 
polizisten der Deutschen Reichsbahn im Dienst 
auf West-Berliner S-Bahnhöfen Orden tragen, 
die ihnen außerhalb des Geltungsbereichs des 
Ordensgesetzes verliehen wurden, und was 
hat die Bundesregierung getan bzw. was ge- 
denkt sie zu tun, um den Vorschriften des 
Ordensgesetzes, die dadurch verletzt wurden, 
Geltung zu verschaffen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 10. September 1974 

Deutsche aus der DDR können die ihnen von der DDR oder von 
ausländischen Staaten verliehenen Orden und Ehrenzeichen in 
der Bundesrepublik Deutschland tragen, ohne gegen die Vor- 
schriften des Ordensgesetzes zu verstoßen. 

Das Ordensgesetz schreibt zwar vor, daß ein Deutscher Titel, 
Orden und Ehrenzeichen von Stellen außerhalb des Geltungsbe- 
reiches des Ordensgesetzes nur mit Genehmigung des Bundes- 
präsidenten annehmen — und tragen — darf. Diese Verpflichtung 
gilt aber, nach Sinn und Zweck der Vorschrift, nur für die Deut- 
schen, die unter der Personalhoheit der Bundesrepublik Deutsch- 
land stehen. 
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Trifft die in einer aktuellen Reportage des 
Hessischen Rundfunks — 1. Programm — am 
15. August 1974 aufgestellte Behauptung tat- 
sächlich zu, daß aus dem Ausland radioaktives 
Material in die Bundesrepublik Deutschland 
unkontrolliert und ohne Genehmigungspflicht 
eingeführt und hier sogar in den Handel ge- 
bracht werden kann, und was will die Bundes- 
regierung zutreffendenfalls unternehmen, um 
einen solchen unverantwortlichen Zustand 
schnellstens zu ändern? 

Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 27. September 1974 

Die Vorschriften des Atomgesetzes (§ 3) und der 1. Strahlen- 
schutzverordnung (§ 5) stellen die Einfuhr radioaktiver Stoffe 
(d. h. die Einfuhr von Kernbrennstoffen und sonstigen radioak- 
tiven Stoffen) unter Genehmigungspflicht. Für die Einfuhr von 
Uranfarben bedarf nur derjenige einer solchen Einfuhrgenehmi- 
gung nicht, der im Zeitpunkt der Einfuhr diese Stoffe der für die 
Einfuhrabfertigung zuständigen Behörde nach einem bestimmten 
Formblatt anzeigt, wenn er gleichzeitig Vorsorge dafür getrof- 
fen hat, daß die radioaktiven Stoffe der einzuführenden Art und 
Menge nach der Einfuhr erstmals nur von Personen erworben 
werden, die die für den Umgang erforderliche Genehmigung be- 
sitzen (§ 5 Abs. 2 der 1. Strahlenschutzverordnung). Darüber 
hinaus ist die Abgabe radioaktiver Stoffe nach Maßgabe des § 12 
der genannten Verordnung beschränkt. Radioaktive Stoffe dürfen 
im Inland nur an Personen abgegeben werden, die die für den 
Umgang mit radioaktiven Stoffen der abzugebenden Art und 
Menge erforderliche Umgangsgenehmigung besitzen. 

Der Einführer oder der inländische Verkäufer hätte die in der 
Rundfunksendung genannten radioaktiven Stoffe nur unter Be- 
achtung dieser Rechtsvorschriften an andere weitergeben dürfen. 


24. Abgeordneter 

Walther 

(SPD) 


25. Abgeordneter Ist der Bundesregierung der in der genannten 
Walther Reportage näher geschilderte Fall bekannt und 

(SPD) welche Schlußfolgerungen zieht sie daraus? 

Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 27. September 1974 

Der in der Reportage des Hessischen Rundfunks am 15. August 
1974 geschilderte Fall wurde der Bundesregierung am 19. August 
1974 durch Presseveröffentlichungen bekannt. Die zuständige 
Gewerbeaufsichtsbehörde stellte am gleichen Tag fest, daß die 
Firma, die das in der Reportage genannte Material vertreibt, 
nicht wußte, daß einige der Emaillefarben Uran enthielten. 

Die Firma hat 

1. die nach § 3 der 1. StrSchVO erforderliche Umgangsgenehmi- 
gung nicht besessen, 

2. die in § 5 der 1. StrSchVO geforderte Einfuhrgenehmigung 
nicht gehabt bzw. die Einfuhranzeige nicht erstattet und 

3. entgegen den Bestimmungen des § 12 der 1. StrSchVO uran- 
haltige Emaillefarben an Personen abgegeben, die die erfor- 
derliche Umgangsgenehmigung nicht besaßen. 
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Allerdings hat das Bundesgesundheitsamt inzwischen über 100 
der auf dem Markt befindlichen Emaillefarben untersucht und an 
sechs Farben, wobei nur zwei von der obenerwähnten Firma 
stammten, eine Uranbeimischung festgestellt. Lediglich bei den 
Farben dieser Firma wurde eine Urankonzentration ermittelt, 
die bis zum 3-fachen über der Freigrenzkonzentration lag. Das 
wesentlich gefährlichere Folgeprodukt Radium war jedoch in 
allen Fällen abgetrennt worden. Auf Grund seiner Meßergebnisse 
ist das Bundesgesundheitsamt zu dem Schluß gekommen, daß 
eine gesundheitliche Gefährdung von Personen durch die Ver- 
wendung dieser Farben nicht gegeben ist. Ungeachtet dieser Tat- 
sache ist jedoch in dem Entwurf der neuen Strahlenschutzver- 
ordnung vorgesehen, daß die Verwendung von uranhaltigen 
Emaillefarben für private Zwecke ohne Genehmigung unterbun- 
den wird, weil jede unnötige Erhöhung der mittleren Strahlen- 
belastung der Bevölkerung vermieden werden muß. 

Ich habe die zuständigen Länderbehörden mit Fernschreiben vom 
20. August 1974 auf die Rechtslage hingewiesen und um ein Ein- 
schreiten gemäß § 19 des Atomgesetzes gegen die betreffenden 
Hersteller und Großhändler gebeten. 


26. Abgeordneter 

Geiger 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Kosten für den Unfallrettungsdienst mit Ret- 
tungshubschraubern in der Bundesrepublik 
Deutschland unterschiedlich hoch sind — so 
müssen die Krankenkassen für einen Primär- 
transport, der vom ADAC durchgeführt wird, 
850 DM aufbringen, während für einen Pri- 
märtransport durch die Luftrettungs-Gesell- 
schaft ca. 1260 DM gezahlt werden müssen — , 
und ist die Bundesregierung bereit, für alle 
Luftrettungsgesellschaften die gleichen finan- 
ziellen Voraussetzungen zu schaffen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 23. September 1974 


Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß der Aufbau eines bun- 
desweiten Luftrettungssystems eine Aufgabe von besonderer 
Dringlichkeit ist; nach ihren Planungen soll das ganze Bundes- 
gebiet bis 1977 durch Rettungshubschrauber-Stationen abgedeckt 
werden. Im Interesse der Chancengleichheit aller Bürger muß der 
Luftrettungsdienst als öffentliche Aufgabe dabei nach einheit- 
lichen Bedingungen — insbesondere auch bei den Benutzungs- 
entgelten — erfolgen. 

Die Konzeption des Bundesinnenministeriums sieht vor, eine bun- 
deseinheitliche Luftrettung auf der Basis des Katastrophenschut- 
zes aufzubauen. Die Hubschrauber, die das Bundesinnenministe- 
rium für Großkatastrophen insbesondere im Verteidigungsfall 
beschafft, werden auch bei Notfällen des täglichen Lebens einge- 
setzt; dies liegt im Sinne einer wirtschaftlichen Nutzung des 
Geräts und stellt einen Beitrag des Bundes zur Verbesserung des 
Rettungsdienstes dar. Der ADAC nimmt daher gewisse Verwal- 
tungsaufgaben wie die Vereinbarung der Nutzungsentgelte mit 
den Kassen und die Einziehung der Forderungen wahr. 
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Diese Konzeption des Bundesinnenministeriums ermöglicht nicht 
nur einheitliche, sondern auch vertretbare Benutzungsentgelte. 
Sie sieht eine Verteilung der Kosten auf Bund, Länder und Be- 
nutzer vor. Der Bund trägt im Rahmen des Katastrophenschutzes 
die Beschaffungs- und Vorhaltekosten der Maschinen; die Kosten, 
die durch den Einsatz im Rettungsdienst entstehen, sind von den 
Ländern zu tragen soweit sie nicht durch angemessene Benut- 
zungsentgelte gedeckt sind. Die Benutzungsentgelte müssen daher 
nicht im gewerblichen Sinne kostendeckend sein. 

Durch diese Kostenregelung, die ihre Grundlage allein in der 
Mehrfachnutzung der Hubschrauber sowohl für den Katastrophen- 
schutz wie für den Rettungsdienst hat, kommt ein Teil der Ge- 
samtkosten bei der Festsetzung der Benutzungsentgelte im Ret- 
tungsdienst von vornherein nicht in Ansatz. Im Gegensatz dazu 
bringen private Hubschrauberhalter in der Regel bei der Berech- 
nung ihrer Flugpreise alle Beschaffungs- und Betriebskosten in 
Ansatz. Dies ist auch der Grund für die höheren Entgelte, die die 
Deutsche Rettungsflugwacht für ihre Hubschraubereinsätze ver- 
langt. 


27. Abgeordneter 

Windelen 


(CDU/CSU) 


Enthält die „Erinnerungsstätte für die Frei- 
heitsbewegungen in der deutschen Geschichte" 
in Rastatt auch Erinnerungen an den Wider- 
stand gegen die Gewaltherrschaft Hitlers und 
Ulbrichts und warum werden gegebenenfalls 
die Ereignisse des 20. Juli 1944 wie die des 
17. Juni 1953 nicht in einem vom Bundesarchiv 
in Koblenz getragenen Museum berücksichtigt, 
obwohl dessen Name die lückenlose Darstel- 
lung aller deutschen Freiheitsbewegungen er- 
warten läßt? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 10. September 1974 


Die „Erinnerungsstätte für die Freiheitsbewegungen in der deut- 
schen Geschichte" in Rastatt ist eine neue Außenstelle des Bun- 
desarchivs. Sie wurde auf Anregung des früheren Bundespräsi- 
denten Gustav W. Heinemann errichtet und soll dazu beitragen, 
den Wert der errungenen freiheitlich-demokratischen Grundord- 
nung unserer Verfassung für den einzelnen und die Gemeinschaft 
im Bewußtsein der Bürger wachzuhalten. 

Die am 26. Juni 1974 eröffnete Ausstellung im Schloß Rastatt 
zeigt zunächst Ereignisse und Personen aus der Zeit vom Ende 
des 18. Jahrhunderts bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts, die ver- 
sucht haben, die Beteiligung des Volkes an der staatlichen Wil- 
lensbildung im Kampf gegen Unterdrückung und Gewaltherr- 
schaft durchzusetzen. Insbesondere werden die Kämpfe um die 
freiheitliche Reichsverfassung 1848/1849 veranschaulicht, für die 
Rastatt ein besonderer historischer Anknüpfungspunkt ist. Es ist 
beabsichtigt, beim Ausbau der Ausstellung weitere Freiheitsbe- 
wegungen einzubeziehen und auch die Widerstandskämpfe gegen 
Gewaltherrschaft in der jüngsten deutschen Geschichte zu wür- 
digen. 
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28. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der Bundesgrenzschutz bei seinen Führungen 
an der Demarkationslinie ein „Feindbild“ ver- 
mittele und die „Vorstellungen des kalten 
Krieges noch nicht überwunden habe“, und 
hält sie die Maßnahme für gerechtfertigt, daß 
künftig bei Informationsreisen an die Zonen- 
grenze Programmbestätigungen durch den 
Bundesgrenzschutz, entgegen der bisherigen 
Praxis, für die finanzielle Förderung solcher 
Reisen nicht mehr anerkannt werden? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 18. September 1974 

Der Bundesgrenzschutz informiert bei seinen Führungen sachlich 
über die offensichtlichen Tatsachen. 

Diese Aufgabe hat der Bundesgrenzschutz einwandfrei wahrge- 
nommen und dafür vielfältige Anerkennung gefunden. 

Ich habe das zuständige Grenzschutzkommando Mitte in Kassel 
beauftragt, bei den hessischen Landesbehörden den Vorwürfen 
entgegenzutreten. In einem Informationsgespräch am 12. Septem- 
ber 1974 zwischen dem Grenzbeauftragten des Landes Hessen, 
und Vertretern des Landesjugendamtes Hessen, der Hessischen 
Landeszentrale für politische Bildung und des Bundesgrenzschut- 
zes ist vereinbart worden, in Zukunft enger als bisher bei den 
Informationstagungen von Besuchergruppen zusammenzuarbeiten 
und den Bundesgrenzschutz in der bisherigen Form an den Grenz- 
führungen zu beteiligen. 

Diese Feststellungen hat der Grenzbeauftragte des Landes Hes- 
sen am 13, September 1974 auch in einer Presseerklärung zum 
Ausdruck gebracht. 

Auf Grund der Vorstellungen des Grenzschutzkommandos Mitte 
hat der hessische Ministerpräsident — Staatskanzlei — außerdem 
mitgeteilt, daß das vom Landesjugendamt herausgegebene geän- 
derte Merkblatt erneut geändert wird, wobei der Klammersatz 
— (Bescheinigungen des Bundesgrenzschutzes werden nicht an- 
erkannt) — entfällt. Außerdem wird in dem Merkblatt darauf 
verwiesen werden, daß auf Grund der verwaltungsmäßig ein- 
facheren Abwicklung Bescheinigungen nur noch von den Betreu- 
ungsstellen erteilt werden. Darüber hinaus wird festgelegt wer- 
den, daß die Führung von Gruppen an der Grenze in enger Zu- 
sammenarbeit mit dem Bundesgrenzschutz (Zoll) geregelt werden 
soll. 


29. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, nach denen in 
letzter Zeit bei den von Grenztruppen der 
DDR vorgenommenen Minensprengungen ent- 
lang der hessisch-thüringischen Zonengrenze, 
durch die teilweise auch das Gebiet der Bun- 
desrepublik Deutschland betroffen wurde, eine 
Mitteilung über die bevorstehenden Sprengun- 
gen seitens der DDR an den Grenzinforma- 
tionspunkt Herleshausen entgegen den be- 
stehenden Vereinbarungen nicht gegeben 
wurde, und welche Schritte hat die Bundesre- 
gierung ggf. gegen dieses vertragswidrige 
Verhalten der DDR unternommen? 
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Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 18. September 1974 


In der Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik über Grundsätze zur Schadensbekämpfung an der Gren- 
ze vom 20. September 1973 (Bulletin Nr. 115 vom 21. September 
1973) haben sich beide Seiten verpflichtet, alle möglichen Maß- 
nahmen zu „ergreifen, um den Eintritt von Schäden auf dem Ge- 
biet des anderen Staates, die ihre Ursachen auf dem Gebiet des 
eigenen Staates haben, zu verhindern" (Artikel 4 Abs. 1 der 
Grundsätze). 

Zu den Schadensfällen, auf die sich die Grundsätze beziehen, ge- 
hören auch „Sprengungen an der Grenze, soweit diese Auswir- 
kungen auf das Gebiet des anderen Staates haben können" 
(Artikel 2 Buchstabe h). Obwohl an der Grenze in erheblichem 
Umfang Sprengungen gerade von Minen auf dem Gebiet der 
DDR vorgenommen werden, sind hierdurch seit der Vorabanwen- 
dung der Grundsätze keine ins Gewicht fallenden Schäden mehr 
eingetreten. 

Uber bevorstehende Sprengungen, die Auswirkungen auf das 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland haben könnten, wurden 
und werden von den DDR-Organen zahlreiche Mitteilungen über- 
mittelt. Mängel beim Informationsaustausch, die bei der Vorab- 
anwendung der Grundsätze auf beiden Seiten auftreten können, 
werden — ebenso wie auftretende Schadensfälle und ihre Regu- 
lierung — von den zuständigen Stellen erörtert; auf diese Weise 
konnten die in der Anlaufphase auftretenden Übermittlungs- 
mängel beseitigt werden. 


30. Abgeordneter 
Konrad 


(SPD) 


Worin liegen die Gründe für die lange Dauer 
der Genehmigungsverfahren nach dem Bundes- 
immissionsschutzgesetz, die von der Industrie 
für Klagen über Erschwernisse bei Investitio- 
nen angeführt werden? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 12. September 1974 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Industrie Klage über 
die lange Dauer von Genehmigungsverfahren führt Da die 
Durchführung der Genehmigungsverfahren Angelegenheit der 
Länder ist, stützt sich die Kenntnis der Bundesregierung über die 
Gründe für die verzögerte Abwicklung der Verfahren auf dies- 
bezügliche Länderangaben. 

Als Hauptgründe für Verzögerungen werden angeführt, daß die 
Antragsteller häufig die für die Genehmigung erforderlichen 
Unterlagen nicht vollständig und nicht rechtzeitig vorlegen und 
daß darüber hinaus wegen der Kompliziertheit der Materie zu- 
sätzlich umfangreiche und zeitraubende Gutachten eingeholt wer- 
den müssen. Zudem seien die Genehmigungsbehörden zum Teil 
personell unterbesetzt. Schließlich träten Verzögerungen durch 
die Vielzahl von Einwendern (Bürgerinitiativen) ein. 
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31. Abgeordneter 
Konrad 
(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, auf eine Beschleunigung der Genehmi- 
gungsverfahren hinzuwirken? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 12. September 1974 

Der Bundesminister des Innern hat in der Vergangenheit mehr- 
fach Initiativen ergriffen, um im Rahmen seiner Zuständigkeit 
auf eine Beschleunigung von Genehmigungsverfahren hinzuwir- 
ken. Mein Amtsvorgänger, Herr Kollege Genscher, hat selbst mit 
persönlichem Schreiben an die für den Immissionsschutz zuständi- 
gen Landesminister auf die rechtlichen Handhaben verwiesen, die 
das Bundes-Immissionsschutzgesetz zur Verfügung stellt, um eine 
verantwortbare Verkürzung und Vereinfachung der Genehmi- 
gungsverfahren durch Teilgenehmigungen und Vorbescheide 
(§§ 7 und 8 BImSchG) namentlich bei solchen Anlagen sicherzu- 
stellen, an deren Errichtung auch ein umweltpolitisches Interesse 
besteht. 

Das Bundesministerium des Innern steht darüber hinaus in stän- 
digem Kontakt mit Angehörigen der Genehmigungsbehörden, 
Sachverständigen der Industrie und ihrer Verbände sowie Ver- 
tretern der Bürgerinitiativen, um weitere Möglichkeiten für die 
Beschleunigung laufender und künftiger Verfahren zu erarbeiten. 
Zu diesem Zweck ist eigens die Bildung eines Arbeitskreises 
„Beschleunigung von Genehmigungsverfahren" vorgesehen. 

Die Bundesregierung sieht auch in einer nach § 10 Abs. 10 
BImSchG alsbald zu erlassenden Rechtsverordnung, die das Ge- 
nehmigungsverfahren bundeseinheitlich regeln wird, einen Weg, 
um Schwierigkeiten und Verzögerungen sowohl bei den Behör- 
den als auch bei den Antragstellern zu vermeiden und dadurch 
zu einer Beschleunigung der Genehmigungsverfahren zu gelan- 
gen. Bei dieser Verordnung wird man auf bewährte Vorbilder 
einzelner Länder zurückgreifen können. Es ist zu hoffen, daß es 
gelingt, dabei nicht nur eine Vereinheitlichung, sondern auch eine 
Verbesserung der geltenden Regelung zu erreichen. 


32. Abgeordneter Wie viele Deutsche sind seit dem Versprechen 
Dr. Marx des polnischen Außenministers Olszowski, im 

(CDU/CSU) Jahr 1974 würden 50 000 deutsche Staatsbürger 

in die Bundesrepublik Deutschland ausreisen 
dürfen, offiziell in die Bundesrepublik Deutsch- 
land entlassen worden und wie viele sind z. B. 
nach Besuchen hiergeblieben? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 18. September 1974 

In der Zeit vom 1. Januar 1974 bis einschließlich 31. August 1974 
sind im Grenzdurchgangslager Friedland 5486 Deutsche als aus 
dem polnischen Bereich ausgereist gezählt worden. 4214 Deut- 
sche davon reisten über die Grenzdurchgangslager in die Bun- 
desrepublik Deutschland ein. Bei den restlichen 1272 Deutschen 
handelt es sich um Personen, die unmittelbar in ihre Zielorte in 
der Bundesrepublik Deutschland weitergereist sind und sich im 
schriftlichen Verfahren im Grenzdurchgangslager Friedland re- 
gistrieren ließen. 
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Von den 4214 über die Grenzdurchgangslager eingereisten Deut- 
schen waren 3601 vor ihrer Ausreise aus dem polnischen Staats- 
verband entlassen worden; die restlichen 613 Personen trafen 
ohne offizielle Entlassung dort ein. 

Der Beauftragte der Bundesregierung für die Verteilung im 
Grenzdurchgangslager Friedland ist nicht in der Lage, bei den 
im schriftlichen Verfahren Registrierten festzustellen, ob sie legal 
oder auf welchem Wege auch immer das Herkunftsland verlassen 
haben. Die Feststellung der Ausreisearten wird auch nicht für 
erforderlich gehalten, da die Ausreiseart die Statuseigenschaft 
als Aussiedler nicht beeinflußt. 


33. Abgeordneter Wie viele Deutsche sind bisher im Laufe des 
Dr. Marx Jahres 1974, aufgeschlüsselt nach Ländern und 

(CDU/CSU) Monaten, aus den Warschauer-Pakt-Staaten 

in die Bundesrepublik Deutschland ausgesie- 
delt? 

Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 18. September 1974 

ln derzeit vom 1. Januar 1974 bis einschließlich 31. August 1974 
trafen aus den Warschauer-Pakt-Staaten insgesamt 15 398 Deut- 
sche in der Bundesrepublik Deutschland ein. Davon kamen 


aus 

der UdSSR 

4435 

Personen, 

aus 

Polen 

5486 

Personen, 

aus 

Rumänien 

4922 

Personen, 

aus 

der CSSR 

230 

Personen, 

aus 

Ungarn 

317 

Personen, 

aus 

Bulgarien 

8 

Personen, 

im 

Monat Januar 

1555 

Personen, 

im 

Monat Februar 

1335 

Personen, 

im 

Monat März 

1389 

Personen, 

im 

Monat April 

2020 

Personen, 

im 

Monat Mai 

1900 

Personen, 

im 

Monat Juni 

2052 

Personen, 

im 

Monat Juli 

2519 

Personen, 

im 

Monat August 

2628 

Personen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


34. Abgeordneter 
Geiger 
(SPD) 


Trifft es zu, daß die Länderjustizbehörden 
Führerscheine auf Grund von Anzeigen durch 
Unbekannte beschlagnahmen, ohne den Be- 
schuldigten zu hören, und hat die Bundes- 
regierung eine Möglichkeit, auf die Länder- 
justizverwaltungen einzuwirken, daß die Ge- 
richtsverfahren, die möglicherweise einen 
kurzfristigeren Führerscheinentzug zur Folge 
haben, beschleunigt durchgeführt werden, da- 
mit die Unfallverursacher nicht viele Monate 
vor ihrer Verhandlung schon ohne Führer- 
schein sind, auch wenn keine Alkoholein- 
wirkung den Unfall verursacht hat? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 11. September 1974 

Auslösendes Moment für die Einleitung eines Ermittlungsverfah- 
rens und eine eventuelle Beschlagnahme des Führerscheins kön- 
nen — wie allgemein — auch Anzeigen von Unbekannten sein. 
Die Beschlagnahme von Führerscheinen und die vorläufige Ent- 
ziehung einer Fahrerlaubnis richten sich nach den Vorschriften 
der Strafprozeßordnung (§§ 94, 98 i. V. m. § 1 1 1 a StPO). Danach 
sind Beschlagnahme des Führerscheins und vorläufige Entziehung 
der Fahrerlaubnis nur zulässig, wenn dringende Gründe für die 
Annahme vorhanden sind, daß die Fahrerlaubnis im weiteren 
Verlauf des Strafverfahrens nach § 42 m des Strafgesetzbuches 
entzogen wird (§ lila Abs. 1 StPO). Darin liegt ein ausreichen- 
der Schutz gegen etwaige vorschnelle Eingriffe. Eine vorherige 
Anhörung des Betroffenen wird dabei zwar die meist zwangs- 
läufige Regel sein, sie ist jedoch — schon wegen des oft nötigen 
Überraschungseffekts — nicht grundsätzlich vorgeschrieben. Eine 
von diesen Vorschriften abweichende Handhabung durch Landes- 
justizbehörden ist der Bundesregierung nicht bekannt. 

Die Bundesregierung ist im übrigen zusammen mit den Landes- 
justizverwaltungen schon immer um eine möglichst beschleunigte 
Durchführung aller Gerichtsverfahren, so auch der leider immer 
noch sehr zahlreichen Verkehrsstrafverfahren, bemüht gewesen; 
dies ist wiederholt in entsprechenden Entschließungen von Justiz- 
ministerkonferenzen und bei anderen Gelegenheiten zum Aus- 
druck gekommen. Die Ermöglichung einer beschleunigteren 
Durchführung von Strafverfahren ist ferner eines der Ziele der 
von der Bundesregierung verfolgten Strafverfahrensreform. Un- 
abhängig davon ist die Bundesregierung bereit, die Landesjustiz- 
verwaltungen auf die hier erneut angesprochene Problematik 
nochmals aufmerksam zu machen. 


35. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


Wurde auch in den anderen Bundesländern 
wie in Baden-Württemberg eine zunehmende 
Zahl von Sexualverbrechen an Kindern zur 
Anzeige gebracht, und was sollte nach Mei- 
nung der Bundesregierung getan werden, um 
dieser besorgniserregenden Entwicklung zu 
wehren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr, de With 
vom 12. September 1974 

Ihre Frage betrifft den Tatbestand des Deliktes „Unzucht mit 
Kindern" (§ 176 Abs. 1 Nr. 3 StGB a. F.). Dieser Tatbestand ist 
durch das Vierte Gesetz zur Reform des Strafrechts vom 23. No- 
vember 1973 (Bundesgesetzbl. I S. 1725) unter der Bezeichnung 
„Sexueller Mißbrauch von Kindern" (§ 176 StGB) neu gefaßt 
worden. 

Die polizeilichen Kriminalstatistiken der Länder, die die der 
Polizei bekanntgewordenen (also nicht nur angezeigten) Fälle 
registrieren, zeigen für die letzten zehn Jahre keine besorgnis- 
erregende Entwicklung für dieses Delikt. 
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auch der Häufigkeitsziffern Zahl der Fälle auf 100 000 Ein- 
wohner) erkennen. Dies gilt insbesondere auch für Baden-Würt- 
temberg. 

1973 lag die Zahl der erfaßten Fälle allerdings in den meisten 
Ländern wie auch insgesamt in der Bundesrepublik Deutschland 
höher als 1972, ohne allerdings frühere Größenordnungen zu er- 
reichen. Dieser Trend scheint sich aber nicht fortzusetzen. Ein 
Vergleich der Zahlen des ersten Halbjahres 1974 mit denen des 
ersten Halbjahres 1973 zeigt einen Rückgang in den meisten 
Ländern wie auch im Bundesgebiet an. 


Einige Zahlen (Häufigkeitsziffer in Klammern) sollen die aufge- 
zeigte Entwicklung erläutern: 



1964 

1965 

1971 

1972 

1973 

l.Hj. 

1973 

l.Hj. 

1974 

Baden- 

2923 

2551 

2344 

2052 

2298 

1003 

1002 

Württemberg 

(35,6) 

(30,5) 

(26,0) 

(22,5) 

(24,9) 



Bayern 

3201 

3143 

2274 

2589 

2562 

1166 

1052 


(32,2) 

(31,2) 

(21,4) 

(24,1) 

(23,7) 



Hessen 

1375 

1146 

1065 

1057 

1100 

461 

418 


(27,2) 

(22,3) 

(19,5) 

(19,2) 

(19,8) 



Nieder- 

1880 

1753 

1721 

1534 

1585 

723 

707 

sachsen 

(27,5) 

(25,4) 

(24,0) 

(21,3) 

(21,9) 



Nordrhein- 

5685 

5468 

4545 

4511 

4919 

2122 

2207 

Westfalen 

(34,5) 

(32,8) 

(26,6) 

(26,3) 

(28,6) 



Rheinland- 

884 

816 

644 

515 

680 

321 

294 

Pfalz 

(25,0) 

(22,9) 

(17,5) 

(14,0) 

(18,4) 



Bundesgebiet 

18773 

17630 

15164 

14498 

15566 

6943 

6838 


(32,2) 

(29,9) 

(24,7) 

(23,5) 

(25,1) 




Auch die seit 1971 in den polizeilichen Kriminalstatistiken ausge- 
wiesene Opferstatistik, die die Zahl der Opfer dieses Delikts 
nennt, zeigt im wesentlichen keine andere Tendenz. 

Auch wenn die Aussagekraft dieses statistischen Materials hin- 
sichtlich der tatsächlichen Kriminalitätsentwicklung nicht über- 
bewertet werden sollte — ein Rückgang ließe sich u. a. auch mit 
nachlassender Anzeigebereitschaft erklären — , so gibt die in 
der Statistik erfaßte Entwicklung doch keinen Anlaß zur Besorg- 
nis. Gleichwohl wird die Bundesregierung die weitere Entwick- 
lung sorgfältig beobachten, denn sie betrachtet den Schutz von 
Kindern als eine besonders wichtige Aufgabe. Der Schutz vor 
sexuellen Übergriffen ist im vergangenen Jahr bei der Neufas- 
sung des § 176 Abs. 1 Nr. 3 StGB a. F. im Vierten Gesetz zur 
Reform des Strafrechts verbessert worden; der neue Tatbestand 
(§ 176 StGB) ist nicht nur präziser gefaßt, sondern teilweise 
gegenüber dem alten Recht auch erweitert worden. 


36. Abgeordneter 
Dr. Waigel 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß entsprechend § 3 des Zeugen- 
und Sachverständigengesetzes auch für hoch- 
qualifizierte Sachverständigentätigkeit nur ein 
Entschädigungssatz von 30 DM je Stunde ge- 
währt, und dabei der Gutachter zu seiner 
Tätigkeit verpflichtet werden kann und welche 
Möglichkeit einer sachgerechten Lösung sieht 
die Bundesregierung gegebenenfalls? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 11. September 1974 

Grundsätzlich beträgt der Höchstbetrag der Stundenentschädi- 
gung für Sachverständige nach § 3 des Gesetzes über die Ent- 
schädigung von Zeugen und Sachverständigen 30 DM. Der 
Höchstbetrag beläuft sich jedoch auf 45 DM, wenn der Sachver- 
ständige sich für den Einzelfall eingehend mit der wissenschaft- 
lichen Lehre auseinanderzusetzen hat, wenn er durch die Dauer 
oder die Häufigkeit seiner Heranziehung einen nicht zumutbaren 
Erwerbsverlust erleiden würde, oder wenn er seine Berufsein- 
künfte im wesentlichen als gerichtlicher oder außergerichtlicher 
Sachverständiger erzielt. 

Zur Sachverständigentätigkeit verpflichtet sind alle Personen, die 
zur Erstattung von Gutachten der jeweils geforderten Art öffent- 
lich bestellt sind, sowie alle, die die Wissenschaft, die Kunst oder 
das Gewerbe, deren Kenntnis Voraussetzung der Begutachtung 
ist. Öffentlich zum Erwerb ausüben oder zu ihrer Ausübung 
öffentlich bestellt oder ermächtigt sind. Die weitaus meisten 
gerichtlichen Sachverständigen dürften hierunter fallen. Andere 
Personen trifft eine Verpflichtung nur, wenn sie sich zur Gut- 
achtenerstattung vor Gericht bereit erklärt haben. 

Angesichts der Entwicklung in Wissenschaft, Technik und Wirt- 
schaft muß die Entschädigung der Sachverständigen erhöht wer- 
den. Der Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Entschädigung von Zeugen und Sachverstän- 
digen sowie des Gesetzes über die Entschädigung der ehrenamt- 
lichen Richer ist den Fraktionen des Deutschen Bundestages 
bereits zugeleitet worden. Mit einer Kabinettvorlage kann im 
Herbst gerechnet werden. 


37. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Illustrierten „Quick" 
zu, der DDR-Spion Guillaume habe erklärt, 
daß der frühere Kanzlerminister Ehmke und 
SPD-Fraktionsgeschäftsführer Wienand für die 
Zahlung von 50 000 DM Bestechungsgeld an 
den CDU-Abgeordneten Steiner verantwortlich 
seien, wobei Guillaume im Kanzleramt wört- 
lich gesagt haben soll: „Das ganze Ding haben 
der Ehmke und der Wienand gemacht"? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 11. September 1974 

Den mit dem Fall Guillaume befaßten Ermittlungs- und Strafver- 
folgungsbehörden liegen keinerlei Erkenntnisse vor, die die von 
Ihnen zitierte Meldung der Illustrierten „Quick" bestätigen 
könnten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


38. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 
(CDU/CSU) 


Wie hoch (in DM und prozentual) sind die 
jährlichen Steigerungsraten der Ausgaben für 
die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit zusam- 
mengefaßt für die Bereiche des Bundespresse- 
und Informationsamtes sowie der Bundesmi- 
nisterien und ihrer nachgeordneten Behörden 
für die einzelnen Jahreszeiträume von 1969 
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bis einschließlich 1974, wobei sich für 1974 die 
Frage zum einen auf den Haushaltsansatz und 
zum anderen auf die tatsächlichen Ausgaben 
bis zum Stichtag 30. Juni 1974 bezieht, und ob 
im selben Zeitraum in irgend einem Zusam- 
menhang — gegebenenfalls in welchen — 
Filme, Broschüren usw. durch die Bundesre- 
gierung „eingestampft" wurden und wie hoch 
die hierfür aufgewandten etwaigen Haushalts- 
mittel sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 10. Oktober 1974 


1. Die Ausgaben des Bundes für die Öffentlichkeitsarbeit haben 
sich in den Haushaltsjahren 1969 bis 1974 wie folgt entwickelt: 


Haushalts- 

Istausgaben 

Steigerungsrate gegen- 

jahr 

in Millionen DM 

über dem Vorjahr 



in Millionen DM 

1 in % 

1969 

103,5 

— 

— 

1970 

112,4 

8,9 

8,6 

1971 

118,3 

5,9 

5,2 

1972 

128,5 

10,2 

8,6 

1973 

128,0 

— 0,5 

— 0,4 

1974 

144,6 





(Soll) 




Ist 

(Stand 

64,8 



31. Juli 1974) 





Die Steigerung der Ausgaben für Öffentlichkeitsarbeit im 
Jahre 1974 gegenüber 1973 beruht vor allem auf einer Erhö- 
hung der Mittel 

— ' für die Öffentlichkeitsarbeit des Deutschen Bundestages 

— für die Öffentlichkeitsarbeit „Ausland" beim BPA und 

— für verstärkte Aufklärungs- und Erziehungsmaßnahmen 
zur Bekämpfung von Verkehrsunfällen. 

2. Seit 1969 sind in einer begrenzten Anzahl von Fällen Broschü- 
ren, Filme und anderes Material für die Öffentlichkeitsarbeit 
vernichtet worden. Ursache für die Vernichtung war in jedem 
Fall, daß der Inhalt nicht mehr dem Stand der Entwicklung 
entsprach. So war z. B. bei Filmen die Lizenz abgelaufen, der 
Inhalt nicht mehr aktuell oder aber sie waren technisch un- 
brauchbar geworden. Ähnliches galt für Broschüren, z. B. über 
die Europäische Gemeinschaft, die in einem bestimmten Zeit- 
punkt nicht mehr der jeweiligen aktuellen Entwicklung der 
Gemeinschaft entsprachen. Bestimmte Veröffentlichungen sind 
auch durch die Weiterentwicklung der gesetzlichen Bestim- 
mungen, auf die sie sich bezogen, unaktuell geworden. Ein 
Grund für die Vernichtung von Öffentlichkeitsmaterial im 
Zeitraum 1969/1970 war auch der Regierungswechsel, durch 
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den bestimmte Veröffentlichungen in Inhalt und Ausgestal- 
tung überholt waren. Das vernichtete Material hätte bei wei- 
terer Lagerung zusätzliche Aufbewahrungskosten verursacht, 
die vermieden werden sollten. Sie werden mir zustimmen, 
daß es sicherlich keinen Sinn hätte, die ehemaligen Her- 
stellungskosten von inhaltlich überholtem Informationsmate- 
rial als Kosten der Vernichtung anzugeben. Für den Vernich- 
tungsvorgang selbst sind keine nennenswerten Kosten ent- 
standen. 


39. Abgeordneter Wie hoch sind die ungefähren monatlichen 
Dr. Kempfier Gesamtausgaben des Bundeshaushalts für 

(CDU/CSU) einen Parlamentarischen Staatssekretär ein- 

schließlich der Nebenkosten, also Gehalt, son- 
stige Bezüge, Kosten des Büros, des Persön- 
lichen Referenten, der Kraftwagenhaltung etc.? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 11. September 1974 

Die monatlichen Gesamtausgaben aus dem Bundeshaushalt für 
einen Parlamentarischen Staatssekretär, für seine Mitarbeiter 
und für sein Büro betragen insgesamt etwa 20 000 DM bis 
25 000 DM. Naturgemäß sind die Ausgaben unterschiedlich hoch, 
da die für ihre Berechnung maßgeblichen Faktoren vielfältig sind 
und z. B. von den persönlichen Verhältnissen des Parlamenta- 
rischen Staatssekretärs und der Zahl seiner Mitarbeiter sowie 
deren persönliche Verhältnisse abhängen. Dazu kommt, daß ein 
Teil der Kosten nur grob geschätzt werden kann, die Sie in Ihrer 
Anfrage durch die Formulierung „ungefähr" selbst einräumen. 
Das Amtsgehalt eines Parlamentarischen Staatssekretärs selbst 
ergibt sich aus § 5 Abs. 1 ParlStG und beträgt 75®/o des Amts- 
gehalts eines Bundesministers gern. § 11 Abs. 1 des Bundes- 
ministergesetzes und ist in den Gesamtausgaben enthalten. Die- 
ses Gehalt ist selbstverständlich zu versteuern. In diesem Zu- 
sammenhang ist festzustellen, daß das jetzige Gehalt praktisch 
nicht höher ist als die Entschädigung nach dem bisher geltenden 
Gesetz vom 6. April 1967, mit dem die große Koalition unter 
dem damaligen Bundeskanzler Kurt Georg Kiesinger die Ein- 
richtung der Parlamentarischen Staatssekretäre geschaffen hat. 


40. Abgeordneter 
Dr. Warnke 


(CDU/CSU) 


Wie hoch waren die Verluste der deutschen 
Sparer durch inflationäre Einwirkungen, nach- 
dem schon allein laut Bundesminister der Ei- 
nanzen die Sparer durch Bankeneinbrüche 
1 Million DM verloren haben? 


Antwort des Staatssekretärs Pöhl 
vom 12. September 1974 

Auf die von Ihnen gestellte Frage nach den Inflationsverlusten 
hat die Bundesregierung bereits mit ihrer Antwort auf die Kleine 
Anfrage der Fraktion der CDU/CSU betreffend Geld- und Kredit- 
politik (Drucksache 7/2177) geantwortet. Seitdem hat sich die 
Auffassung der Bundesregierung nicht geändert. Ich darf daher 
auf diese Antwort verweisen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


Warum sind die Kreise Kempen-Krefeld, Gel- 
dern und Kleve nicht von der Bundesregierung 
dem Planungsausschuß der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" für seine Entscheidung am 
21. August 1974 als Fördergebiete vorge- 
schlagen, welche Kriterien waren nicht erfüllt, 
welcher „aktuelle Zahlenspiegel" führte dazu, 
z. B. das Gebiet des Kreises Kempen-Krefeld 
nicht anzuerkennen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 17. September 1974 

Am 21. August 1974 hat der Planungsausschuß der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur" Beschlüsse über die Eckwerte der Neuabgrenzung der För- 
dergebiete dieser Gemeinschaftsaufgabe gefaßt. Wie ich mit 
meinem Schreiben an die Abgeordneten des Deutschen Bundes- 
tages vom 23. August 1974 mitteilte, ging es dabei vor allem 
um die Abgrenzungskriterien (Arbeitskräftereservequotient, Ein- 
kommen und physische Ausstattung mit Infrastruktur) und deren 
Gewichtung für die Berechnung der Gesamtmeßziffer einer Re- 
gion. Der Planungsausschuß legte für die Anerkennung als 
Fördergebiet die Meßziffer 250 als Schwellenwert fest. Die Ge- 
samtmeßziffer für die Region Krefeld, die weitgehend mit den 
Kreisen Kempen-Krefeld und Geldern sowie der kreisfreien Stadt 
Krefeld identisch ist, liegt sehr deutlich — und zwar knapp 
100 Punkte — unter dem festgeiegten Schwellenwert. 

Da alle drei oben genannten Kriterien für die Berechnung der 
Meßziffer berücksichtigt wurden, kann eine genaue Aussage 
darüber, welche Kriterien nicht erfüllt sind, nicht gemacht 
werden. 

Zur Frage der Aufnahme der Region Kleve in die Fördergebiete 
der Gemeinschaftsaufgabe wird auf einen weiteren Beschluß des 
Planungsausschusses hingewiesen, nachdem Gebiete, die weniger 
als 200 000 Einwohner oder 1000 qkm Fläche aufweisen, nicht als 
Fördergebiet aufzunehmen sind, auch wenn diese — wie die 
Region Kleve — eine höhere Meßziffer als 250 aufweisen. 


41. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


42. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
den Strukturwandel im Textilbereich gerade 
im Kreis Kempen-Krefeld viele Arbeitsplätze 
verloren gingen und bei einer derzeitigen 
Arbeitslosenquote von z. B. in Kempen 3,3Vo, 
Lobbenich (Nettetal) 5,1%, Dülken 4,2% eine 
dringende Berücksichtigung im 4. Rahmen- 
programm geboten wäre; welche Möglichkei- 
ten der Förderung werden hier erwogen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 17. September 1974 

Die Bundesregierung beobachtet die konjukturelle Entwicklung 
und die Lage auf dem Arbeitsmarkt mit großer Aufmerksamkeit. 
Dabei achtet sie unter anderem insbesondere auf die differen- 
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zierte wirtschaftliche Entwicklung in der Textilindustrie. Das 
Bundeskabinett hat seit dem 23. November 1973 eine Reihe von 
Maßnahmen für solche Wirtschaftsbereiche beschlossen, in denen 
sich kritische Entwicklungen abzeichnen. Für die Textilindustrie 
möchte ich hier nur auf folgende Maßnahmen hinweisen; 

— Für den Textil- und Bekleidungssektor wurden die im Zwei- 
ten Stabilitätsprogramm eingeführten Kontingentaufstockun- 
gen gegenüber den asiatischen Ländern nicht über den 31. De- 
zember 1973 hinaus verlängert und gegenüber den Staats- 
handelsländern nicht erhöht. Außerdem wurde ein Teil der 
Ostkontingente zunächst nicht ausgeschrieben. 

— Aufhebung der aus konjunkturpolitischen Erwägungen erfolg- 
ten Sperrung von ERP-Mitteln; die Mittel des ERP-Wirt- 
schaftsplans 1973 stehen seit 1. Dezember 1973 voll zur Ver- 
fügung. Soweit sie nicht im Jahre 1973 zugesagt werden konn- 
ten, sind oder werden sie zusammen mit den Ansätzen für 
1974 im Jahr 1974 zugesagt. 

— Wiederanläufen des Mittelstandkreditprogramms der Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau, in dessen Rahmen zinsgünstige 
Kredite insbesondere auch für die Textil- und Bekleidungs- 
industrie gewährt werden. Diese Hilfen werden auch für die 
Nachfinanzierung von Investitionen und die Lagerhaltungs- 
finanzierung gewährt. Die Textil- und Bekleidungsindustrie 
hat von diesem Programm sehr stark Gebrauch gemacht. 

Diese Maßnahmen dürften sich auch auf die Entwicklung im Raum 
Kempen-Krefeld und Kleve positiv auswirken. 

Die Bundesregierung sieht die Erhaltung und Sicherung eines 
hohen Beschäftigungsstandes als eines ihrer vordringlichen Ziele 
an. Sie beabsichtigt deswegen, am 25. September 1974 ein erneu- 
tes Sonderprogramm zur regionalen und lokalen Absicherung 
der Beschäftigung in der Gesamthöhe von 900 Millionen DM zu 
verabschieden. 


43. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Nordlohne ein Widerspruch darin besteht, daß sie, durch 

(CDU/CSU) das Bundesministerium für Raumordnung, 

Bauwesen und Städtebau die Städte Delmen- 
horst und Oldenburg sowie die Landkreise 
Ammerland, Cloppenburg und Oldenburg nach 
dem Entwurf des Bundesraumordnungspro- 
gramms in der Fassung des Beschlusses der 
Ministerkonferenz für Raumordnung vom 25. 
Juli 1974 als Schwerpunkträume mit besonde- 
ren Strukturschwächen, und zwar vorwiegend 
in der Erwerbs- und Infrastruktur ausweist, 
dagegen jedoch durch Vorschlag des Bundes- 
ministeriums für Wirtschaft durch den Pla- 
nungsausschuß der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" am 21. August 1974 eine Vorent- 
scheidung herbeiführt, wonach dieselben Ge- 
biete mit Wirkung vom 1. Januar 1975 keine 
Fördergebiete mehr sein sollen, denen künftig 
Mittel für die Schaffung bzw. Sicherung von 
Dauerarbeitsplätzen sowie zur Verbesserung 
der wirtschaftsnahen Infrastruktur gewährt 
werden, und wie erklärt sie sich ihn gegebe- 
nenfalls? 


30 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2642 


44. Abgeordneter 
Nordlohne 

(CDU/CSU) 


Wieviel Arbeitsmarktregionen haben diese 
herausfallenden Fördergebiete und welche 
Rangzahl kommt ihnen — aufgeschlüsselt für 
die Städte Delmenhorst und Oldenburg sowie 
die Landkreise Ammerland, Cloppenburg und 
Oldenburg — in der ordinalen Reihung der 
Arbeitsmarktregionen zu? 


45. Abgeordneter 

Nordlohne 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung nicht seitens der 
Landesregierung Niedersachsen in den Bera- 
tungen des Unterausschusses und des Pla- 
nungsausschusses ausdrücklich darauf hinge- 
wiesen worden, daß gerade in diesen Gebie- 
ten durch einen nach wie vor hohen Gebur- 
tenüberschuß und durch übrige Arbeitskraft- 
reserven außergewöhnlich viele Arbeitsplätze 
geschaffen werden müssen, wenn eine Abwan- 
derung aus diesen Räumen in die Ballungs- 
gebiete verhindert werden soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 17. September 1974 

Der Neuabgrenzung der Fördergebiete der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ — die Gegen- 
stand des von Ihnen zitierten Planungsausschußbeschlusses vom 
21. August 1974 war — liegen als Gebietsraster regionale Ar- 
beitsmärkte zugrunde, die von Prof. Klemmer (Universität Bo- 
chum) gemeindescharf abgegrenzt und teilweise von den Ländern 
auf Grund regionalpolitischer Vorstellungen modifiziert wurden: 
Der Gutachter hat anhand der Pendlerstatistik von 1970 die Pend- 
lerbeziehungen zwischen Wohn- und Arbeitsort festgestellt. Mit 
Hilfe dieser Analyse, einer normativen Festlegung der maxima- 
len Pendelzeit (eine halbe Pkw-Stunde) und der Bestimmung des 
Arbeitsmarktzentrums mittels einer Dichtekennziffer gelang es 
ihm, das Bundesgebiet in über 170 Arbeitsmarktregionen zu un- 
terteilen. — Für die Arbeitsmarktregionen sind auf Grund der 
Vorarbeiten verschiedener wissenschaftlicher Institute Meßziffern 
unter Berücksichtigung der Kriterien „Einkommen", „Arbeits- 
kräftereserve 1977" und „Infrastrukturausstattung" errechnet 
worden. Der Planungsausschuß hat diese Kriterien und ihre Ge- 
wichtung bei der Errechnung einer Meßzahl pro Arbeitsmarkt- 
region gebilligt und entschieden, daß — mit Ausnahme des Saar- 
landes und des Zonenrandgebietes — eine Arbeitsmarktregion 
grundsätzlich nur dann als Fördergebiet anzuerkennen sei, wenn 
die Meßzahl den Schwellenwert von 250 überschreitet. — Bezüg- 
lich weiterer Einzelheiten erlaube ich mir, auf mein Schreiben 
vom 23. August 1974 zu verweisen, in dem ich die Abgeordneten 
des Deutschen Bundestages über das Ergebnis der Planungsaus- 
schußsitzung unterrichtete. 

Der aus den Landkreisen Ammerland, Cloppenburg und Olden- 
burg und den Städten Oldenburg und Delmenhorst gebildete 
Raum stellt im wesentlichen eine Arbeitsmarktregion dar (Fläche: 
rund 2500 qkm-, Bevölkerung: 0,3 Millionen). Seine Meßzahl liegt 
mit 221 deutlich unter dem Schwellenwert von 250. Diese Region 
kommt daher grundsätzlich als Fördergebiet im Rahmen der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" nicht in Betracht. Ihre Grenzen können sich indessen 
durch den Übergang auf die gemeindescharfe Abgrenzung der 
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Arbeitsmarktregion und die „Feinabstimmung" mit den Ländern 
noch in nicht unerheblichem Maße verändern. Bei der Prüfung 
der Kriterien sind die besonderen Verhältnisse der Region be- 
rücksichtigt worden. Das Land Niedersachsen hat den Ergebnissen 
insoweit nicht widersprochen. Es hat jedoch dem Beschluß des 
Planungsausschusses vom 21. August 1974 seine Zustimmung 
versagt, weil die erst seit kurzer Zeit im Amt befindliche Landes- 
regierung glaubte, die Verantwortung für eine Entscheidung 
nicht übernehmen zu können, die im Ergebnis den Anteil Nieder- 
sachsens an der Gesamtförderung im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe verringerte. 

Der Entwurf eines Bundesraumordnungsprogramms — der am 
25. Juli 1974 Gegenstand eines Beschlusses der für die Raumord- 
nung zuständigen Bundes- und Landesminister war — sieht einen 
großräumigen Orientierungsrahmen für raumwirksame Planun- 
gen des Bundes und der Länder vor. Er kann jedoch Fachplanun- 
gen, die zum Teil — wie die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" — spezialgesetzlich 
geregelt sind, weder verändern noch ersetzen. 

Räumlicher Bezugsrahmen des Entwurfs sind 38 kreisscharfe Ge- 
bietseinheiten, durch die das Bundesgebiet in Räume eingeteilt 
wird, die sich funktional ergänzen, ein Oberzentrum enthalten 
und Mindestgrößen (0,4 Millionen Einwohner; 5000 qkm) nicht 
unterschreiten sollen. Schwächen in der Erwerbsstruktur werden 
nach dem Entwurf dann angenommen, wenn eine Gebietseinheit 
als Ganzes entweder hinsichtlich ihrer strukturellen Ausgangs- 
lage (Einkommensniveau in verarbeitendem Gewerbe und im 
Bergbau 1969 oder der Arbeitslosenquote 1973) oder hinsichtlich 
eines für das Jahr 1985 prognostizierten Arbeitsplatzdefizits un- 
ter die zehn schwächsten Gebietseinheiten einzuordnen ist. Als 
infrastrukturschwach gilt eine Gebietseinheit, wenn sie in min- 
destens drei von sieben Infrastrukturbereichen (Bildungs-, Ge- 
sundheits-. Sozial-, Wohnungs-, Verkehrswesen und sonstige 
technische Ver- und Endsorgung im kommunalen Bereich) hinter 
der Mehrzahl der anderen Gebietseinheiten zurücksteht. 

Nach dem Entwurf bilden die Landkreise Ammerland und Olden- 
burg mit den kreisfreien Städten Oldenburg und Delmenhorst 
einen Teil der Gebietseinheit „Bremen" (Gesamtfläche: rund 
9500 qkm; Bevölkerung: fast 2 Millionen). Der Landkreis Clop- 
penburg gehört dagegen zur Gebietseinheit „Osnabrück" (Ge- 
samtfläche: rund 4500 qkm; Bevölkerung: rund 0,6 Millionen). 
Der Entwurf weist für die Gebietseinheit „Bremen" Schwächen 
in der Erwerbs- und Infrastruktur, für die Gebietseinheit „Osna- 
brück" Schwächen in der Erwerbsstruktur aus. 

Der scheinbare Widerspruch in den Beschlüssen des Planungs- 
ausschusses der Gemeinschaftsaufgabe und der Ministerkonferenz 
für Raumordnung findet seine Erklärung in der unterschiedlichen 
Aufgabenstellung der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" als Fachplanung einerseits und 
des Raumordnungsprogramms als Orientierungsrahmen anderer- 
seits. Im Entwurf heißt es dazu ausdrücklich, daß die den Gebiets- 
einheiten zugrundeliegenden Kriterien eine Verwendung für 
kleinräumige Analysen und Pläne nicht zuließen. Im einzelnen 
ergeben sich die Unterschiede in den Aussagen aus den verschie- 
denen Methoden bei der Gebietsabgrenzung und der Feststellung 
struktureller Schwächen sowie aus unterschiedlichen Prognose- 
zeiträumen. 
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Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß der Entwurf eines Bun- 
desraumordnungsprogramms noch nicht abschließend von den 
Ressorts des Bundes und der Länder beraten werden konnte und 
sich daher zur Zeit noch nicht sagen läßt, ob er bereits eine end- 
gültige Form gefunden hat. 


46. Abgeordneter 
Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Wann hält die Bundesregierung den Zeitpunkt 
für gekommen, regional und sektoral Impulse 
zur Wiederankurbelung der deutschen Wirt- 
schaft zu geben, und welche Arbeitslosenquote 
ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit 
hinzunehmen, bis wirksame Konjunkturbele- 
bungsmaßnahmen eingeleitet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 17. September 1974 


Die Bundesregierung hat in der Kabinettsitzung vom 11. Sep- 
tember 1974 die konjunkturelle Lage der Bundesrepublik Deutsch- 
land gründlich analysiert. Sie ist dabei zu dem Ergebnis gelangt, 
daß die Stabilitätspolitik von Bundesregierung und Bundesbank 
erfolgreich ist und im Interesse einer weiteren Dämpfung des 
Preisauftriebs fortgeführt werden sollte. 

Zur Absicherung der Stabilitätspolitik und um zu verhindern, 
daß die notwendige Anpassung der Bauwirtschaft ein uner- 
wünschtes Ausmaß annimmt, hat das Kabinett den Bundesmini- 
ster der Finanzen und den Bundesminister für Wirtschaft — unter 
Beteiligung der einschlägigen Ressorts — beauftragt, für die 
Kabinettsitzung am 25. September 1974 ein Sonderprogramm zur 
regionalen und lokalen Abstützung der Beschäftigung vorzube- 
reiten. 

Das Sonderprogramm gliedert sich in zwei Teile. 

Im ersten Teil, der einen Umfang von 600 Millionen DM haben 
wird, geht die Bundesregierung davon aus, daß sich die Länder 
zur Hälfte hieran beteiligen (Artikel 104 a des Grundgesetzes). 
Für den zweiten Teil wird der Bund die Mittel in Höhe von 
300 Millionen DM allein aufbringen. Beide Teile sollen im we- 
sentlichen aus den Rücklagen finanziert werden, die aus dem 
Investitionsteueraufkommen gebildet worden sind. 

Es wäre ein großes Mißverständnis, dieses auf 900 Millionen DM 
begrenzte Sonderprogramm als einen Kurswechsel in der allge- 
meinen Konjunkturpolitik zu werten. Ein solcher Wechsel ist bei 
der derzeitigen konjunkturellen Lage und unter Abwägen aller 
konjunkturpolitischen Zielvorstellungen nicht angezeigt. 

Zu Ihrer Teilfrage, bei welcher Arbeitslosenquote die Bundes- 
regierung Konjunkturbelebungsmaßnahmen einleiten werde, 
möchte ich bemerken, daß es sicherlich verfehlt wäre, konjunktur- 
politische Entscheidungen an der Entwicklung eines einzigen 
Indikators zu orientieren. Diese können vielmehr nur bei Wür- 
digung der Gesamtsituation in ihrer spezifischen Ausprägung, 
d. h. unter Berücksichtigung aller verfügbaren Daten, getroffen 
werden. 
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47. Abgeordneter Inwieweit ist die Bundesregierung direkt 
Immer oder indirekt an der Bezuschussung des Pro- 

(SPD) jekts „Kurzentrum Rengsdorf Westerwald", 

das von der Landesregierung Rheinland-Pfalz 
ursprünglich zum Modell erklärt wurde, betei- 
ligt, und sind ihr die finanziellen Schwierig- 
keiten im Rahmen der Fertigstellung dieses 
Projekts bekannt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 13. September 1974 

Der Landkreis Neuwied, in dem das Projekt „Kurzentrum Rengs- 
dorf/Westerwald" durchgeführt wird, gehört nicht zu den förde- 
rungsbedürftigen Gebieten im Sinne des Gesetzes über die Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" vom 6. Oktober 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1861) bzw. 
des Investitionszulagengesetzes in der Fassung vom 12. Oktober 
1973 (Bundesgesetzbl. I S. 1493). Die Bundesregierung ist daher 
an der Förderung dieses Projekts weder direkt noch indirekt 
beteiligt. Von finanziellen Schwierigkeiten bei der Fertigstellung 
des Kurzentrums war ihr bisher nichts bekannt. 


48. Abgeordneter Unter der Voraussetzung, daß der Bundes- 
Immer regierung die finanziellen Schwierigkeiten 

(SPD) beim Projekt „Kurzentrum Rengsdorf' Wester- 

wald" bekannt sind, ist sie in der Lage und 
bereit, bei der Landesregierung von Rhein- 
land-Pfalz mit Nachdruck darauf hinzuwirken, 
daß endlich die Fertigstellung des Kurzentrums 
veranlaßt wird, damit gegebenenfalls Zu- 
schüsse des Bundes vorrangig gesichert wer- 
den? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 134 September 1974 

Eine Antwort entfällt, da die Voraussetzungen nicht gegeben 
sind. 


49. Abgeordneter Inwieweit ist die Bundesregierung in der Lage 
Immer und bereit, dafür zu sorgen, daß Baufirmen, die 

(SPD) wegen Zahlungsunfähigkeit von Gebietskör- 

perschaften vom Konkurs bedroht sind (z. B. 
beim Kurzentrum Rengsdorf/ Westerwald mit 
mehr als 2 Millionen DM unbezahlten Rech- 
nungen), durch Vorauszahlung oder Übernah- 
me von Bürgschaften solange ungefährdet blei- 
ben, bis die Zuständigkeiten zur Lösung des 
Konflikts zwischen Gemeinde, Kreis und Bun- 
desland (hier: Rheinland-Pfalz) geklärt sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 13. September 1974 

Für etwaige Vorauszahlungen oder die Übernahme von Bürg- 
schaften sind in solchen Fällen allein die Länder zuständig. Die 
Bundesregierung geht davon aus, daß sich die Regierung des 
Landes Rheinland-Pfalz auch des Problems Rengsdorf Wester- 
wald annimmt. 
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50. Abgeordneter Wie hoch sind die Aufträge der öffentlichen 

Hoffie Hand, z. B. der Deutschen Bundespost, der 

(FDP) Deutschen Bundesbahn oder der direkten For- 

schungsförderung, an die Elektrokonzerne Sie- 
mens AG und AEG-Telefunken AG, und ist der 
Bundesregierung die Ertragslage in den einzel- 
nen durch diese Aufträge betroffenen Unter- 
nehmensbereichen bekannt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 

vom 13. September 1974 

a) Angaben über die Gesamthöhe der öffentlichen Aufträge an 
die Firmen Siemens AG und AEG-Telefunken AG liegen der 
Bundesregierung nicht vor. Auch für den engeren Bereich 
des Bundes können keine Zahlen über die Aufträge an diese 
beiden oder andere Einzelunternehmen genannt werden. In 
der Mehrzahl der Ressorts werden die Aufträge an die Wirt- 
schaft nur sachbezogen, nicht unternehmensbezogen erfaßt. 
Soweit unternehmensbezogene Angaben vorhanden sind, um- 
fassen diese vielfach auch Unteraufträge an dritte Unterneh- 
men, so daß keine eindeutige Zurechnung möglich ist. 

Soweit Zahlen vorliegen, sind diese nicht repräsentativ für 
die Gesamtsituation. Außerdem können sie aus Gründen des 
Wettbewerbs, insbesondere um Nachteile für bestimmte Un- 
ternehmen zu vermeiden, nicht veröffentlicht werden. Ich bin 
aber gern bereit. Ihnen hierzu Einzelheiten in einem persön- 
lichen Gespräch darzulegen. 

Für den Bereich der Forschungsförderung des Bundes stehen 
zwar unternehmensbezogene Zahlen zur Verfügung. Ich 
möchte jedoch auch hier von einer Nennung absehen, da 
diese ebenfalls kein repräsentatives Bild der Struktur des 
Gesamtauftragsvolumens vermitteln und daher im Zusam- 
menhang mit Ihrer Frage nicht relevant sind. 

In der Vergabepraxis des Bundes wird im übrigen besonders 
darauf geachtet, daß nicht nur große, sondern auch mittlere 
und kleine Unternehmen in angemessenem Umfange zum 
Zuge kommen. 

b) Nach Auffassung der Bundesregierung ist es nicht Sache des 
öffentlichen Auftraggebers, die Ertragslage einzelner Unter- 
nehmen und Unternehmensbereiche zu erfassen und zu beur- 
teilen. Im Einzelfall können von den Unternehmen Angaben 
über Umsatz, Beschäftigtenzahl, technische Ausrüstung u. a. 
zum Nachweis ihrer Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zu- 
verlässigkeit verlangt werden. In bestimmten Bereichen, z. B. 
bei der Forschungsförderung, stehen dem zuständigen Ressort 
entsprechende Daten zur Verfügung. Es handelt sich dabei in 
der Regel um Sektoren, die von besonderem strukturpoliti- 
schen Interesse sind. 


51. Abgeordneter 
Hoffie 
(FDP) 


Gibt es auf Seiten der Bundesregierung eine 
Koordinierung aller Berührungspunkte (und 
eventueller Reibungsflächen wie etwa der 
Stillegung des Kernkraftwerkes Niederaich- 
bach) mit den genannten Unternehmen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 13. September 1974 

Eine regelmäßige Koordinierung aller Berührungspunkte zwi- 
schen Bundesregierung und einzelnen Unternehmen bei öffent- 
lichen Aufträgen findet auf seiten der Bundesregierung nicht statt 
und wird von der Bundesregierung auch nicht angestrebt. Die 
wirtschaftlichen Auswirkungen öffentlicher Anträge auf die Elek- 
troindustrie werden jedoch vom zuständigen Fachreferat des 
Bundesministeriums für Wirtschaft beobachtet und ausgewertet. 
In besonders gewichtigen Einzelfällen kann vom Bundesministe- 
rium für Wirtschaft auf die verschiedenen Vergabestellen, ins- 
besondere auf die zuständigen Bundesressorts, Einfluß genom- 
men werden. 

In dem von Ihnen angesprochenen Fall des Kernkraftwerkes 
Niederaichbach liegen die Probleme nicht bei der Koordinierung 
auf seiten der Bundesregierung, sondern im technologischen Be- 
reich. Die beteiligten Bundesressorts (BMFT, BMF, BMWi) und 
das Land Bayern sind an dem Vertrag mit der Firma Siemens 
beteiligt und wirken schon deshalb eng zusammen. Die Vertrags- 
partner befinden sich z. Z. in Verhandlungen, deren Ergebnis 
noch offen ist. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


52. Abgeordneter 
Dr, Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist das durchschnittliche Einkommen 
für Landwirte in der „DDR" im Vergleich zur 
Bundesrepublik Deutschland, nachdem in der 
deutschen Presse am 28. Juni 1974 gemeldet 
worden war, daß in der DDR das landwirt- 
schaftliche Einkommen (Staatssekretär Loge- 
mann) „stadtgleich" geworden ist, was in der 
Bundesrepublik Deutschland noch nicht der 
Fall sei? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 10. September 1974 

Nach den Angaben des Statistischen Jahrbuchs der DDR erzielten 
die vollbeschäftigten Arbeiter und Angestellten in wirtschafts- 
eigenen Betrieben im Jahr 1973 ein durchschnittliches monat- 
liches Arbeitseinkommen 

— von 830 DM in der Landwirtschaft, 

— von 847 DM in der Industrie und 

— von 843 DM in allen Wirtschaftsbereichen. 

Diese Aussagen ließen den Schluß zu, daß man hier in gewisser 
Weise von einem „stadtgleichen" Einkommen der Landwirtschaft 
in der DDR sprechen kann. 


36 



Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2642 


In diesem Zusammenhang ist jedoch darauf hinzuweisen, daß 
nach der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung die Einkommen 
je Erwerbstätigen in der Landwirtschaft der DDR beträchtlich 
niedriger sind als in der Industrie. Infolge mangelnder Informa- 
tion über die statistische Methodik in der DDR ist es jedoch 
leider nicht möglich, diese Differenz zwischen den beiden Aus- 
sagen zu erklären. 

Aus den gleichen Gründen können auch die Zahlenangaben der 
DDR nicht mit den Berechnungen für die Bundesrepublik Deutsch- 
land verglichen werden. Dies hatte ich mit meinen Feststellungen 
auch nicht beabsichtigt. 

Im übrigen verweise ich auf die Beantwortung der Frage des 
Herrn Abgeordneten Höcherl vom 11. Juli 1974 (vgl. Drucksache 
7/2412, Seiten 25, 26). 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


53. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Tageszeitung „Die 
Welt" vom 28. August 1974 zu, die Bundes- 
regierung sei zu Rentenzahlungen in Höhe 
von 300 bis 600 Millionen DM an Deutsche, 
die unter polnischer Herrschaft leben, und an 
Polen, die während des Krieges in den deut- 
schen Ostgebieten gearbeitet haben, bereit, 
und wie stellt — gegebenenfalls — die Bun- 
desregierung sicher, daß derartige Zahlungen 
ohne jeden Abzug und uneingeschränkt den 
betroffenen Menschen zugute kommen und von 
Polen nicht zu indirekten Reparationszahlun- 
gen „umfunktioniert" werden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 13. September 1974 

Zur Frage der Rentenzahlung in die ehemaligen deutschen Ost- 
gebiete hat die Bundesregierung in den Fragestunden des Deut- 
schen Bundestages vom 13. März 1974 sowie vom 8. und 16. Mai 
1974 ausführlich Stellung genommen (Stenographische Berichte 
des Deutschen Bundestages Seite 5473, Seite 6565 f., Seite 6617). 
In der Sachlage haben sich in der Zwischenzeit keine Änderun- 
gen ergeben; insbesondere ist der polnischen Seite noch kein 
Abkommensentwurf übermittelt worden. 


54. Abgeordneter 
Josten 


(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
damit die Stiftung für die Alterssicherung älte- 
rer Selbständiger ihre vom Parlament zuge- 
dachte Arbeit aufnehmen kann? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 12. September 1974 

Die nach Artikel 3 des Rentenreformgesetzes vorgesehene Ar- 
beit der Stiftung für die Alterssicherung älterer Selbständiger 
hat zunächst darin bestanden, die zu erwartenden Anträge ent- 
gegenzunehmen und die im Zusammenhang damit stehenden 
Fragen zu klären. Außerdem war es die vordringliche Aufgabe 
der Stiftung, sich um Zuwendungen von dritter Seite zu bemü- 
hen, um dadurch die finanziellen Voraussetzungen für die Lei- 
stungsgewährung herzustellen. 

Mit dieser Aufgabenstellung hat sich der Stiftungsvorstand seit 
Ende 1972 befaßt. Er hat bis zum Ablauf der Antragsfrist rund 
20 000 Anträge entgegengenommen und die damit zusammen- 
hängenden Arbeiten erledigt, ist aber in seinem Bemühen um 
eine Finanzierung noch nicht zu einem abschließenden Ergebnis 
gekommen. 

Wie bereits in zahlreichen Stellungnahmen zum Ausdruck ge- 
kommen ist, betrachtet die Bundesregierung die Stiftung als 
einen Solidarfonds der Wirtschaft. Die durch das Rentenreform- 
gesetz den Selbständigen eingeräumte Möglichkeit der Nachent- 
richtung von Beiträgen ist eine erhebliche Vergünstigung ^gegen- 
über den pflichtversicherten Arbeitnehmern. Die Arbeitnehmer, 
die diese Möglichkeit im allgemeinen nicht haben, würden kaum 
Verständnis dafür aufbringen, wenn für die Ausnutzung der an 
sich schon vorteilhaften Nachentrichtungsmöglichkeit zusätzlich 
noch Öffentliche Mittel zur Verfügung gestellt würden. 

Die Bundesregierung unterstützt nachhaltig alle Bemühungen 
der Stiftung um eine finanzielle Ausstattung. In einer erneuten 
Besprechung mit den Vertretern der Spitzenverbände der Wirt- 
schaft und der Selbständigen soll nach einer mit den Beteiligten 
im einzelnen abgestimmten Befragungsaktion bis Ende dieses 
Jahres versucht werden, eine endgültige Klarstellung über die 
Spendenbereitschaft herbeizuführen. Die Bundesregierung würde 
es begrüßen, wenn die Selbständigen durch eine solidarische 
Finanzierung der Stiftung das Angebot des Rentenreformgesetzes 
annehmen würden. 


55. Abgeordneter 
Nordlohne 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts 
der Entwicklung auf dem Baumarkt die in letz- 
ter Zeit beobachtete Zunahme der Schwarzar- 
beit (siehe die Situation im Bereich der Kreis- 
handwerkerschaft Wetzlar/Lahn) und welche 
Maßnahmen gedenkt sie angesichts der erheb- 
lichen Steuerausfälle hiergegen zu ergreifen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 12, September 1974 

Einvernehmlich mit den Bundesministern der Finanzen und für 
Wirtschaft beantworte ich Ihre Frage wie folgt: 

Schwarzarbeit läßt sich statistisch nicht erfassen. Ebenso wenig 
können die durch Schwarzarbeit verursachten Steuerausfälle zu- 
verlässig geschätzt werden. Immerhin ist davon auszugehen, daß 
der Schwarzarbeit je nach Wirtschaftslage unterschiedliches Ge- 
wicht zukommt. 
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Wie die Übersichten zeigen, die der Zentralverband des Deut- 
schen Handwerks von Zeit zu Zeit über ihm bekannt gewordene 
Strafen und Geldbußen wegen Schwarzarbeit aufstellt, waren die 
bisherigen Bemühungen der Bundesregierung zur Verbesserung 
der Voraussetzungen für die Bekämpfung der Schwarzarbeit nicht 
ohne Erfolg. Dies dürfte sich nach der am 1. Januar 1975 in Kraft 
tretenden Neufassung des Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarz- 
arbeit in der Bekanntmachung vom 31. Mai 1974 (Bundesgesetzbl. 
I S. 1252) noch verstärken. Danach können Schwarzarbeit und die 
Beauftragung mit Schwarzarbeit bei Vorliegen der gesetzlichen 
Voraussetzungen künftig als Ordnungswidrigkeit mit einer Geld- 
buße bis zu 30 000 DM geahndet werden. Die Neuregelung läßt 
eine Vereinfachung und Beschleunigung bei der Verfolgung und 
Ahndung der Schwarzarbeit und damit deren wirkungsvollere 
Bekämpfung erwarten. 


56. Abgeordnete 

Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung, als sie sich zur Ein- 
führung der 40-Stunden-Woche im öffentlichen 
Dienst entschloß, die Folgen für die Halbtags- 
kräfte — insbesondere außerhalb des öffent- 
lichen Dienstes — bedacht, die nach den gel- 
tenden gesetzlichen Bestimmungen dann ihren 
sozialversicherungsrechtlichen Schutz verlieren 
würden? 


57. Abgeordnete 

Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, um diese 
Folgen zu verhüten, unter anderem den Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Arbeits- 
förderungsgesetzes vorzulegen, der den Begriff 
der Geringfügigkeit in § 102 Arbeitsförde- 
rungsgesetz so faßt, daß Halbtagskräfte auch 
bei genereller Einführung der 40-Stunden- 
Woche beitragspflichtig zur Arbeitslosenver- 
sicherung bleiben und damit den Anspruch auf 
die entsprechenden Leistungen der Bundesan- 
stalt für Arbeit behalten, und welchen Zeit- 
punkt hat die Bundesregierung für das Inkraft- 
treten dieser Änderung in Aussicht genom- 
men? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 13. September 1974 

Es ist zutreffend, daß die Verkürzung der wöchentlichen Arbeits- 
zeit im öffentlichen Dienst von derzeit 42 Wodienstunden auf 
40 Wochenstunden bei Halbtagskräften, deren Arbeitszeit ent- 
sprechend auf 20 Stunden wöchentlich herabgesetzt würde, nach 
geltendem Recht zur Folge hätte, daß sie in der Arbeitslosenver- 
sicherung beitragsfrei würden und ein Anspruch auf Arbeits- 
losengeld nicht mehr bestünde. Die Bundesregierung ist der Auf- 
fassung, daß dieser Verlust an sozialer Sicherung den Betroffe- 
nen nicht zugemutet werden kann. Sie hat daher beschlossen, in 
dem Entwurf eines Einführungsgesetzes zum Steuerreformgesetz 
den gesetzgebenden Körperschaften eine Änderung des § 102 des 
Arbeitsförderungsgesetzes vorzuschlagen. Danach sollen künftig 
auch Beschäftigungen von 20 Stunden wöchentlich die Beitrags- 
pflicht und damit einen Anspruch auf Arbeitslosengeld begrün- 
den. Diese Regelung soll am 1. Januar 1975 in Kraft treten. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


58. Abgeordneter Mit welcher Begründung wird die Feuerwache 
Schmidt vom Munitionsdepot Ransel abgezogen und 

(Niederseiters) nach Lorch verlegt? 

(SPD) 


59. Abgeordneter 

Schmidt 

(Niederselters) 

(SPD) 


Wie gedenkt die Bundesregierung den Schutz 
der Bevölkerung und des Waldes sicherzu- 
stellen, wenn sich der Anfahrtsweg im Kata- 
strophenfall um eine solch bedeutende Distanz 
vergrößert bzw. eine wirksame Brandbe- 
kämpfung nicht vor 15 Minuten nach Bekannt- 
werden des Ereignisses einsetzen kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 16. September 1974 

Die Nutzung des unterirdischen Gerätedepots Lorch ist aus der 
Sicht des Brandschutzes mit besonderen und höher einzuschät- 
zenden Gefahrenrisiken verbunden als die Nutzung des ober- 
irdischen Teildepots Munition Ransel. So werden im Untertage- 
depot Lorch ca. 180 Personen beschäftigt, die im Falle eines 
Brandes bereits in kurzer Zeit durch giftige Brandgase erheblich 
gefährdet wären. In den meisten Fällen müßte zumindest ein 
Teilbereich des Gerätedepots sofort geräumt werden. 

Im Hinblick auf die langen Fluchtwege sowie die Sichtbehinde- 
rung durch Rauch und Qualm, müssen Rettungs- und Löschmaß- 
nahmen mit Hilfe einer genügend starken Feuerwehr sofort ein- 
geleitet und ausgeführt werden. 

Es war daher aus Gründen der Sicherheit unbedingt erforderlich, 
die Feuerwache des Gerätedepots Lorch zu verstärken. 

Die Zusammenfassung der beiden Feuerwehren zu einer Einheit 
und gemeinsame Unterbringung in einer Feuerwache ermöglicht 
darüber hinaus eine gute und umfassende Aus- und Weiterbil- 
dung des gesamten Feuerwehrpersonals sowie eine sorgfältige 
Pflege und Wartung der für den Untertageeinsatz erforderlichen 
Sicherheitsausrüstung (z. B. Sauerstoffschutzgeräte). Dadurch 
wird die Einsatzstärke erheblich verbessert. Die vorgesehene 
organisatorische Maßnahme ermöglicht auch durch den Wegfall 
des Neubaues einer Feuerwache im Munitionsdepot die Einspa- 
rung von erheblichen Haushaltsmitteln. 

Durch besondere Maßnahmen, wie Bereitstellung eines Feuer- 
löschfahrzeuges bei gefährlichen Arbeiten im Munitionsdepot 
sowie Installierung einer Fernsprech-Standverbindung, mit deren 
Hilfe das Löschfahrzeug angefordert bzw. die Feuerwehr im 
Gefahrenfalle alarmiert werden kann, ist der Brandschutz im 
Teildepot Munition Ransel auch weiterhin sichergestellt. 

Zu Ihrer zweiten Frage darf ich zunächst bemerken, daß als Kata- 
strophe im Sinne des Katastrophenschutzgesetzes eine vorlie- 
gende Gefahr oder Not zu verstehen ist, die so erheblich ist, daß 
zu ihrer Behebung Kräfte der betroffenen Gemeinde nicht aus- 
reichen. Zur Behebung derartiger akuter Notstände wird durch 
die zuständige Katastrophenschutzbehörde um Katastrophenhilfe 
ersucht. Hierzu ist u. a. auch die Bundeswehr verpflichtet. 
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Das oberirdische Munitionsdepot Ransel befindet sich in einem 
Waldgebiet, so daß für diese militärische Anlage sowie deren 
Umgebung eventuell durch einen größeren Waldbrand eine akute 
Notlage entstehen könnte. 

Die Schutz- und Sicherheitsbestimmungen, zu denen auch Maß- 
nahmen des forstlichen Brandschutzes (z. B. Anlegen von Brand- 
schutzstreifen um gefährliche Betriebsteile) gehören, geben die 
Gewähr, daß nach menschlichem Ermessen ein etwaiger Brand im 
Munitionsdepot die unmittelbare Umgebung des Depots nicht 
gefährdet. Zur Überwachung des Depots sowie der umliegenden 
Wälder ist zudem die Errichtung eines Feuerwachturmes vorge- 
sehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


60. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


Wann ist damit zu rechnen, daß der schon vor 
Monaten angekündigte bundeseinheitliche 
Notfallausweis eingeführt wird, wie wird er 
finanziert, und durch wen wird er ausgegeben? 


Antwort des Bundesministers Frau Dr. Focke 
vom 12. September 1974 


Das Muster des vom Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit in Zusammenarbeit mit den Bundesländern geschaf- 
fenen bundeseinheitlichen Notfallausweises wurde in der am 
6. September 1974 erschienenen Ausgabe des Bundesgesund- 
heitsblattes veröffentlicht. Danach wird der Ausweis in den hier- 
für zuständigen Bundesländern kostenfrei an interessierte Bürger 
ausgegeben. Als erstes Bundesland wird Hessen die Ausgabe 
vermutlich am 11. September 1974 beginnen. Der Ausgabetermin 
in den übrigen Bundesländern wird von den Landesbehörden 
festgesetzt. 

Nach den im Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesund- 
heit vorliegenden ersten Informationen ist überdies damit zu 
rechnen, daß verschiedene, von der Sache her interessierte Orga- 
nisationen und Verbände sowie Krankenkassen und Versicherun- 
gen sich an der kostenfreien Ausgabe des Notfallausweises an 
ihre Mitglieder beteiligen werden. 

überdies hat sich die Bundesärztekammer bereit erklärt, den 
Ärzten in der Bundesrepublik Deutschland zu empfehlen, bei 
ihren Patienten in Krankenhäusern, in Praxen und in Gesund- 
heitsämtern bereits diagnostizierte medizinische Risikofaktoren 
kostenfrei in den Notfallausweis einzutragen. Die Bundesärzte- 
kammer sieht hierin einen Beitrag der deutschen Ärzteschaft zur 
allseitig geforderten Verbesserung des Notfallrettungswesens. 

Die Modalitäten der Ausgabe des Ausweises werden in den 
einzelnen Bundesländern verschieden sein und jeweils der Be- 
völkerung von den Landesbehörden bekanntgegeben. 
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61. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung in der nach der 
Lenders Verordnung über nikotinarmen und nikotin- 

(SPD) freien Tabak vom 12. Mai 1939 zugelassenen 

Werbung mit der Bezeichnung „im Rauch niko- 
tinfrei", wenn der Nikotingehalt im Rauch 
nicht mehr als 0,03 v. H. beträgt, nicht eine 
mögliche Irreführung der Verbraucher dahin- 
gehend, daß diese annehmen müssen, die so 
angebotene Zigarette, zumal wenn mit dem 
Hinweis auf das gesetzliche Prädikat gewor- 
ben wird, enthalte kein Nikotin, und denkt 
die Bundesregierung deshalb an eine schnelle 
Novellierung dieser Verordnung auf der 
Grundlage des neuen Lebensmittelgesetzes? 


Antwort des Bundesministers Frau Dr. Focke 
vom 16. September 1974 

Für die Kennzeichnungsregelungen im Rahmen der Verordnung 
über nikotinarme und nikotinfreie Tabake von 1939 war die 
Überlegung maßgebend, daß nach den damaligen Erfahrungen 
ein Nikotingehalt von 0,03 ^/ü als praktisch wirkungslos anzusehen 
ist. Dementsprechend erschien die Angabe „im Rauch nikotinfrei" 
gerechtfertigt. Unter Zugrundelegung der neuesten Erkenntnisse 
ist demgegenüber eine andere Beurteilung geboten. Die Angabe 
„im Rauch nikotinfrei" erscheint in der Tat problematisch, zumal 
die alleinige, sich auf den Nikotingehalt beziehende Angabe 
eine einseitige Information des Verbrauchers darstellt, die zu 
falschen Assoziationen führen kann. 

Es wird z. B. nichts über den Teergehalt ausgesagt, dem aus ge- 
sundheitlicher Sicht besondere Bedeutung zukommt. 

Aus diesem Grunde wird die Neuregelung des gesamten Fragen- 
komplexes als eine vorrangige Maßnahme zur Durchführung des 
erst kürzlich erlassenen neuen Lebensmittel- und Bedarfsgegen- 
ständegesetzes angesehen. Grundlage hierfür ist § 21 des Geset- 
zes, der einen umfangreichen Ermächtigungskatalog enthält. 

Bei der Neuregelung wird besonders darauf geachtet werden, 
daß der Verbraucher vor Irreführung geschützt und über die 
Gesundheitsrisiken beim Genuß von Tabakerzeugnissen in mög- 
lichst vollem Umfang unterrichtet wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


62. Abgeordneter Wie viele Beschäftigte verlieren durch die 
Dr. Enders geplante Schließung der Umladehalle Bebra 

(SPD) ihren Arbeitsplatz? 


63. Abgeordneter 
Dr. Enders 
(SPD) 


Welche Maßnahmen sind im Sozialplan für die 
von der Schließung betroffenen Arbeitnehmer 
vorgesehen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 16. September 1974 

Die Reorganisation des Stückgutverkehrs gehört zu den Auf- 
gaben des Vorstandes der Deutschen Bundesbahn. Er ist ver- 
pflichtet, die Deutsche Bundesbahn nach kaufmännischen Grund- 
sätzen zu führen. Ich habe daher Ihre Fragen an den Vorstand 
der Deutschen Bundesbahn weitergeleitet; er wird sie beant- 
worten. 


Sind der Bundesregierung die zahlreichen 
Resolutionen und Proteste bekannt, die von 
Bürgerinitiativen und kommunalen Gremien 
gegen die geplante Schnellbahntrasse der 
Deutschen Bundesbahn vorgetragen werden? 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundes- 
regierung aus der fast einmütigen Ablehnung 
der vorgesehenen Schnellbahntrasse durch die 
betroffene Bevölkerung Osthessens zu ziehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 16. September 1974 

Der Bundesregierung sind Resolutionen gegen die Neubau- 
streckentrasse der Deutschen Bundesbahn von Bürgerinitiativen 
und kommunalen Gremien aus dem Raume Osthessen bekannt, 
soweit sie ihr übersandt wurden. 

In den Raumordnungsverfahren haben die betroffenen Gemein- 
den und Gemeindeverbände, öffentliche Planungsträger und an- 
dere öffentliche Körperschaften Gelegenheit, ihre Bedenken 
gegen die Trassenführung vorzubringen. Es ist nicht ausge- 
schlossen, daß als Ergebnis des Verfahrens sich Änderungen in 
der Trassenführung ergeben. 

Eine Zuständigkeit der Bundesregierung in dieser Angelegen- 
heit ergibt sich erst, wenn der Bundesminister für Verkehr von 
der Deutschen Bundesbahn zu einer Entscheidung gemäß Bundes- 
bahngesetz aufgerufen werden sollte. 


64. Abgeordneter 
Dr. Enders 
(SPD) 


65. Abgeordneter 

Dr. Enders 
(SPD) 


66. Abgeordneter Inwieweit tragen die Überlegungen des Bun- 
Dr. Vohrer desverkehrswegeplanes den mit den einzelnen 

(FDP) Verkehrsträgern verbundenen gesellschaft- 

lichen Kosten Rechnung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 10. September 1974 

Die Überlegungen des Bundesverkehrswegeplans sind gleicher- 
maßen an verkehrsbezogenen als auch an gemeinsamen gesamt- 
gesellschaftlichen Zielsetzungen ausgerichtet. Das praktische 
Vorgehen bei der Entscheidungsvorbereitung ist beispielhaft in 
Teil II Ziffer 8.2 des Bundesverkehrswegeplans 1. Stufe (Druck- 
sache 7/1045) geschildert. Auf die dort gemachten Ausführungen 
wird verwiesen. Sie zeigen, daß alle Wirkungen der untersuchten 
Verkehrswegeinvestitionen im einzelnen geprüft und — im 
Rahmen der methodischen und praktischen Möglichkeiten — 
quantifiziert worden sind. 
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67. Abgeordneter 
Schulte 
(Schwäbisch 
Gmünd) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die monatlichen 
Gebühren für Sprechfunkgeräte der Feuerwehr 
zu erlassen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 16. September 1974 

Mit dem Ziel, die reibungslose Zusammenarbeit aller Bedarfs- 
träger sicherzustellen, übernimmt die Deutsche Bundespost im 
Zusammenhang mit der Genehmigung zum Betreiben von Funk- 
anlagen und deren Verbindung mit anderen Fernmeldeanlagen 
eine Reihe von Aufgaben, die hohe Verwaltungskosten verur- 
sachen. Zu diesen Aufgaben zählen die Unterhaltung der Funk- 
meßdienste zur Behebung gegenseitiger Störungen, vorausschau- 
ende Maßnahmen zur Verhinderung von Störungen und die Ver- 
tretung der Ansprüche deutscher Bedarfsträger auf internatio- 
nalen Konferenzen. Zur Abgeltung dieser Leistungen werden für 
die Genehmigungen zum Errichten und Betreiben von Funkan- 
lagen und deren Verbindung mit anderen Fernmeldeanlagen 
Gebühren erhoben. 

Die Deutsche Bundespost hat als Sondervermögen des Bundes 
(§ 3 PostVerwG) einen eigenen Haushalt, zu dessen Ausgleich in 
Einnahmen und Ausgaben sie verpflichtet ist; Zuschüsse aus der 
Bundeskasse werden nicht geleistet. 

Da die Aufgaben der Feuerwehren in keinem sachlichen Zusam- 
menhang mit den Diensten der Deutschen Bundespost stehen, 
käme ein GebührenverzicJit einem von der Deutschen Bundespost 
an die Feuerwehren gezahlten Zuschuß gleich. Derartige finan- 
zielle Hilfen zu gewähren, ist jedocJi nicht Aufgabe der Deutsciien 
Bundespost, die den auf dem Gebiete des Post- und Fernmelde- 
wesens an sie gestellten Anforderungen nicht gerecht werden 
kann, wenn sie auf die für sie notwendigen Einnahmen verzichtet. 

Bei aller Anerkennung der besonderen Leistungen der Feuerweh- 
ren ist es nicht gerechtfertigt und daher auch nicht vertretbar, im 
Zusammenhang mit der Genehmigung zum Betreiben von Funk- 
anlagen für Zwecke der Feuerwehren auf leistungsgerechte Ge- 
bühren zu verzichten. 


68. Abgeordneter Welche Einsparungen werden sich in den 

Pfeifer ersten zehn Jahren aus einer von der Bundes- 

(CDU/CSU) regierung erwogenen Auflösung der Ober- 

postdirektion Tübingen „unter dem Strich" 
ergeben? 

Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Haar 
vom 16. September 1974 

Die Bundesregierung hat noch keine Erwägungen mit bezug auf 
eine Aufhebung der Oberpostdirektion Tübingen angestellt. 

Hingegen wird in meinem Hause entsprechend einem dem Bun- 
desminister für das Post- und Fernmeldewesen in der Sitzung 
des Bundeskabinetts vom 31. Oktober 1973 erteilten Auftrag 
eine Untersuchung über eine Verminderung der Anzahl der heu- 
tigen Oberpostdirektionen angestellt. In diese Untersuchung ist 
auch die Oberpostdirektion Tübingen einbezogen worden. 
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Bevor der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen eine 
Entscheidung über die Aufhebung der Oberpostdirektion Tübin- 
gen fällt, ist er gehalten, dem Bundeskabinett zu berichten und 
dessen Auffassung einzuholen. Danach sind die gesetzlich vorge- 
sehenen Beteiligungsverfahren durchzuführen. 

Nach den bisher durch die Untersuchung gewonnenen Erkennt- 
nissen ist zu erwarten, daß allein durch das Vereinigen der Ober- 
postdirektion Tübingen mit benachbarten Direktionen bei An- 
nahme konstanter Personalaufwendungen innerhalb von zehn 
Jahren Einsparungen von mindestens 3 Millionen DM möglich 
sind. Diese Mindesteinsparungen beziehen sich einmal auf den 
Wegfall der Grundlast an Arbeitsposten. Unter Grundlast ist 
dabei der Vorhalt von Personal zu verstehen, der bei jeder Ober- 
postdirektion unabhängig von ihrer Größe vorhanden ist. Sie 
beziehen sich zum anderen auf eine langfristige Durchführung 
der dann notwendig werdenden organisatorischen Maßnahmen 
und den Erhalt an Arbeitsplätzen in Tübingen. Die Oberpost- 
direktion selbst hat diesbezügliche Vorschläge unterbreitet. 

Bei Einbeziehung der über eine Personalbemessung aus Anlaß 
der regionalen Neuordnung zusätzlich zu erzielenden Personal- 
einsparungen in die im Zusammenhang mit der Untersuchung 
angestellte Vorschauwirtschaftlichkeitsrechnung können die Ein- 
sparungen in den ersten zehn Jahren auf rund 8,7 Millionen DM 
bei einmaligen Umstellungsausgaben von rund 4 Millionen DM 
gesteigert werden. 

Die regionale Neuordnung der mittleren betrieblichen Lenkungs- 
stufe kann nicht für sich allein betrachtet werden. Sie ist eine 
der Voraussetzungen für die funktionale Reform der Deutschen 
Bundespost, die in ihrer Gesamtheit dazu bestimmt ist, die Lei- 
stungsfähigkeit und die Wirksamkeit aller Verwaltungsstufen 
der Deutschen Bundespost zu stärken. Positive wirtschaftliche 
Auswirkungen sind mit Sicherheit zu erwarten, es ist jedoch 
außerordentlich schwierig, sie im voraus zu quantifizieren. 


69. Abgeordneter 
Pfeifer 


(CDU/CSU) 


Welche Folgen würden sich für die Bedienste- 
ten der Oberpostdirektion Tübingen aus einer 
Auflösung der Oberpostdirektion Tübingen 
ergeben, insbesondere wieviele Postbedien- 
stete müßten versetzt werden, und hat die Bun- 
desregierung geprüft, ob die Versetzung von 
Postbediensteten aus Tübingen im Hinblick auf 
die Schul- und Berufsausbildung der Kinder, 
der Berufstätigkeit der Ehefrau, der von den 
Bediensteten im Raum Tübingen errichteten 
Eigenheim.e oder Eigentumswohnungen oder 
im Hinblick auf andere familiäre Verpflich- 
tungen, z. B. gegenüber älteren oder pflege- 
bedürftigen Angehörigen, nicht zwangsläufig 
zu unzumutbaren Auswirkungen im sozialen 
und humanen Bereich führen muß? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 16. September 1974 

Soziale Erschwernisse werden für einzelne Betroffene bei jeder 
Rationalisierungsmaßnahme auftreten. Sie können aber gerade 
im Falle Tübingen gemildert werden. Die Entfernung zwischen 
den Städten Tübingen und Stuttgart beträgt auf der Straße nur 
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rund 4Ö km. Schon diese Tatsache ist in dem einen oder anderen 
Fall geeignet, soziale Erschwernisse zu vermeiden. Eine lang- 
fristige Durchführung der Maßnahme sowie das ernsthafte Be- 
mühen, Arbeitsplätze in Tübingen auf Dauer zu erhalten oder 
durch Umschichten von Aufgaben zu gewinnen, die nicht un- 
mittelbar am Sitz der Spitze einer Oberpostdirektion ausgeübt 
werden müssen, werden außerdem dazu beitragen, soziale Er- 
schwernisse zu mildern oder gar auszuschließen. Diese Ansicht 
wird übrigens von der Oberpostdirektion Tübingen in ihrer 
Stellungnahme geteilt. 

Die Rationalisierungsmaßnahmen der Länder, die von der Deut- 
schen Bundespost aufmerksam beachtet worden sind, haben 
gezeigt, daß es auch möglich ist, die sozialen Belange der Be- 
diensteten bei der Bildung größerer Verwaltungseinheiten zu 
wahren. Die Deutsche Bundespost ist daher überzeugt, daß es 
auch ihr möglich sein wird, mit dem ihr zur Verfügung stehenden 
Instrumentarium und unter Beachtung der mit den Gewerkschaf- 
ten geschlossenen vorbildlichen Rationalisierungsschutzabkom- 
men unzumutbare Härten zu vermeiden. 


70. Abgeordneter 

Dr. Schäuble 


(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Deutsche Bundesbahn — und 
gegebenenfalls zu welchem Zeitpunkt — , die 
Stückgut-Umladestelle Offenburg zu schließen, 
und wie beurteilt die Bundesregierung die 
regionalpolitischen Auswirkungen, wenn süd- 
lich der Linie Mannheim — Kornwestheim in 
Südwestdeutschland keine Umladestelle mehr 
vorhanden wäre, so daß in diesem Raum Ent- 
fernungen zur nächsten Umladestelle bis über 
300 km in Kauf genommen werden müßten? 


Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Haar 
vom 16. September 1974 


Die Reorganisation des Stückgutverkehrs gehört zu den Aufgaben 
des Vorstandes der Deutschen Bundesbahn. Er ist veprflichtet, 
die Deutsche Bundesbahn nach kaufmännischen Grundsätzen zu 
führen. Ich habe daher Ihre Frage an den Vorstand der Deutschen 
Bundesbahn weitergeleitet; er wird sie beantworten. 


71. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


Stimmt die Bundesregierung der Feststellung 
des Arbeitskreises für Umweltschutz an der 
Universität Konstanz in seiner Denkschrift 
vom August 1974 zu, daß durch ungenügende 
Vorschriften über die Rückgabe der ungültigen 
Amtlichen Fernsprechbücher zum Zweck der 
Papier-Wiederverwertung einer stark defizi- 
tären Bundesbehörde jährlich bis zu 11 Mil- 
lionen DM verloren gehen, und ist die Bundes- 
regierung bereit, die Vorschläge des Arbeits- 
kreises, die diesen Sachverhalt positiv auch in 
der Verpflichtung des aktiven Umweltschutzes 
verändern wollen, zu verwirklichen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 16. September 1974 


Die Bundesregierung stimmt den Ausführungen des Arbeitskrei- 
ses für Umweltschutz an der Universität Konstanz in seiner 
Denkschrift vom August 1974 nicht zu. Bei der Berechnung der 
1 1 Millionen DM dürften folgende Daten zugrundegelegt worden 
sein: 

— 34 Millionen zurückgegebene Fernsprechbücher, und zwar 
Amtliche (AFeB), örtliche (ÖFeB) und Branchen-Fernsprech- 
bücher (BFeB), 

— ein Durchschnittsgewicht von 1,5 kg je Buch, 

— ein Altpapierpreis von 180 DM je t. 

Hierzu ist folgendes richtigzustellen: 

1. Die Deutsche Bundespost könnte nur die Rückgabe der AFeB 
von den 12 Millionen Fernsprechteilnehmern verlangen. Die 
BFeB und ÖFeB werden von der Deutschen Postreklame 
GmbH im Benehmen mit den Adreßbuchverlegern und nicht 
von der Deutschen Bundespost herausgegeben. 

2. Das Durchschnittsgewicht beträgt nach den letzten Ermittlun- 
gen der Deutschen Bundespost 1,3 kg. 

3. Der Altpapierpreis schwankt erheblich. Die Deutsche Bundes- 
post kann aber den Fernsprechteilnehmern nicht zumuten, daß 
jeweils entsprechend der Höhe des Altpapierpreises auf dem 
Markt die Rückgabepflicht für AFeB eingeführt oder wieder 
abgeschafft wird. 

Darüber hinaus blieb unberücksichtigt, daß auch bei dem jetzigen 
Verfahren AFeB an die Deutsche Bundespost und die Wohlfahrts- 
verbände zurückgegeben werden. 

Von den Fernsprechteilnehmern ist früher immer wieder bean- 
standet worden, daß bei der jährlichen Herausgabe der AFeB 
die alten Bücher nach den damals gültigen Bestimmungen der 
Fernmeldeordnung zurückgegeben werden mußten. Diese Forde- 
rung ist keinesfalls als Umweltfreundlichkeit oder als Sparsam- 
keit der Deutschen Bundespost, sondern vielmehr als Zumutung 
für den Kunden, insbesondere für Kranke, ältere sowie gebrech- 
liche Leute angesehen worden und hat auch zu entsprechenden 
Anfragen im Bundestag geführt. 

Der Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost hat deshalb zuge- 
stimmt, daß ab 1. November 1970 auf die Rückgabepflicht der 
AFeB verzichtet wurde. Selbstverständlich müssen zurückge- 
brachte Bücher nach wie vor von den Dienststellen der Deut- 
schen Bundespost zurückgenommen und der Altpapierverwertung 
zugeführt werden. Die Fernsprechteilnehmer werden durch einen 
Vermerk in der Abholkarte besonders zur Rückgabe der AFeB 
aufgefordert. Der Hinweis auf die Altpapiersammlungen der 
Verbände der freien Wohlfahrtspflege soll ein Anreiz sein, der 
sich auch auf die Verwertung anderen Altpapieranfalls {wie 
Zeitschriften, Illustrierten und Versandhauskataloge) auswirken 
dürfte. 
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72. Abgeordneter 
Josten 

(CDU/CSU) 


Wann kann nach dem jetzigen Zeitplan mit 
dem Bau der Rheinbrücke im Raume Rema- 
gen — Sinzig gerechnet werden? 


Anwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 10. September 1974 


Zum heutigen Zeitpunkt läßt es sich noch nicht übersehen, wann 
die Baumaßnahme zur Ausführung kommen kann. 


73. Abgeordneter 
Josten 


(CDU/CSU) 


Wie soll nach den vorhandenen Plänen diese 
Rheinbrücke an die links- bzw. rechtsrheini- 
sche Autobahn Anschluß haben? 


Anwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 10. September 1974 


Die geplante Rheinbrücke bei Remagen würde an die linksrhei- 
nische Autobahn über die B 266 Sinzig — Bad Neuenahr ange- 
schlossen. 


74. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


(SPD) 


Kann die Bundesregierung die der Bundespost 
für den jährlichen Ausdruck der Telefonbücher 
entstehenden Kosten beziffern und glaubt sie 
nicht, die Kosten dadurch senken zu können, 
daß die Telefonbücher nur alle 2 Jahre neu 
herausgegeben und etwaige zwischenzeitliche 
Veränderungen in Form einer Ergänzungs- 
lieferung zur Verfügung gestellt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 16. September 1974 

Die der Deutschen Bundespost für den Ausdruck der Amtlichen 
Fernsprechbücher im gesamten Bundesgebiet entstandenen Ist- 
Kosten betrugen 1972 und 1973 jeweils rund 85 Millionen DM. 

Die Fernsprechbücher sind unabdingbar notwendige Hilfsmittel 
zur möglichst reibungslosen Abwicklung des Fernsprechverkehrs. 
Die Deutsche Bundespost ist sowohl im Interesse der Fernsprech- 
teilnehmer als auch im eigenen Interesse verpflichtet, jedem 
Inhaber eines Fernsprechhauptanschlusses für seinen Bereich ein 
Amtliches Fernsprechbuch zur Verfügung zu stellen, zumal seit 
dem 1. Juli 1974 der Anruf bei der Fernsprechauskunft gebühren- 
pflichtig geworden ist. Die Gebühren für die Verbindung mit der 
Fernsprechauskunft sind jedoch keine Äquivalent für die eigent- 
liche Auskunftserteilung. Die Selbstkosten für jede erteilte Aus- 
kunft liegen durchschnittlich über 1 DM je Auskunft, d. h. bereits 
wenige, durch die Benutzung des Fernsprechbuchs sich^ erübri- 
gende Auskünfte decken bereits die durchschnittlichen Herstel- 
lungskosten eines Amtlichen Fernsprechbuchs, die sich auf etwa 
7 DM belaufen. 
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Bei der großen Zahl der Änderungen der Einträge (z. Z. über 
30Vo pro Jahr infolge von Neuanschließungen, Anschriften- und 
Rufnummernänderungen usw.) kann vorläufig eine Verlängerung 
der Gültigkeitsdauer der Amtlichen Fernsprechbücher noch nicht 
in Frage kommen. Die Deutsche Bundespost muß durch möglichst 
aktuelle Unterlagen den Fernsprechteilnehmer in die Lage ver- 
setzen, beim Aufbau von Gesprächsverbindungen von vorn- 
herein die richtige Rufnummer zu wählen, um unnötige Fehlbe- 
legungen des Fernsprechnetzes, die wiederum andere Verbin- 
dungswünsche behindern und unnötige Kosten verursachen, zu 
vermeiden. Die Oberpostdirektionen sind angewiesen und be- 
müht, die jährliche Auflagenhöhe der Amtlichen Fernsprech- 
bücher so gering wie möglich zu halten. 

Angesichts des bisherigen Umfangs des Änderungsdienstes wäre 
es auch wenig sinnvoll gewesen, jährlich abwechelnd entweder 
Berichtigungen bzw. Ergänzungen oder eine Neuauflage des Amt- 
lichen Fernsprechbuchs herauszugeben. Mit Sicherheit hätten die 
sehr kostenträchtigen Auskunftsverlangen sprunghaft zugenom- 
men, da es die meisten Teilnehmer abgelehnt hätten, sich erst die 
gewünschte Rufnummer im gültigen Amtlichen Fernsprechbuch 
herauszusuchen und dann in den Berichtigungen nachzuschauen, 
ob nicht vielleich eine Änderung eingetreten ist. Der Sinn und 
Zweck der Amtlichen Fernsprechbücher würde durch ein solches 
Teilnehmerverhalten, das schnell zur bequemen Gewohnheit 
würde, völlig verfehlt. 

Es werden jedoch Überlegungen angestellt, ob nicht in Zukunft 
bei rückläufigem Anderungsdienst die Ausgabezeiträume ver- 
längert werden können. Dazu sind noch umfangreiche Unter- 
suchungen über die Abhängigkeit zwischen Umfang des Ände- 
rungsdienstes und Belastung der Auskunft erforderlich. Danach 
können dann die optimalen Ausgabezyklen für die Amtlichen 
Fernsprechbücher ermittelt und die Ausgabezeiträume u. U. ge- 
ändert werden. 


75. Abgeordneter 

Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die Abschaltung des Testbildes der Fernseh- 
anstalten an Montagen Fernsehreparaturen in 
Wohnungen, der Antennenbau und die Aus- 
lieferung und Vorführung von Geräten unmög- 
lich werden, daß dadurch bundesweit Verteue- 
rungen und Nachteile für die Verbraucher ent- 
stehen, und ist die Bundesregierung bereit, 
bei den Fernsehanstalten darauf hinzuwirken, 
daß wegen dieser Nachteile Testbilder auch 
künftig Montags wieder ausgestrahlt werden? 


Anwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 12. September 1974 


Es ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die Abschaltung 
des Testbildes der Rundfunkanstalten an Montagen bei den Tätig- 
keiten von Handwerk, Handel und Industrie, soweit sie in den 
Wohnungen von Fernsehteilnehmern bisher unter Zuhilfenahme 
des Testbildes ausgeführt worden sind, Schwierigkeiten auftreten 
können. 
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Die Testbildausstrahlung wurde auf Grund eines Intendantenbe- 
schlusses der Landesrundfunkanstalten (ARD und ZDF) vom 
14715. Mai 1974 eingestellt. Diese Regelung wurde versuchsweise 
eingeführt anstelle der in den vergangenen Jahren vorgenom- 
menen vollständigen Abschaltung der Fernsehsender der drei 
Programme während der Sommerpause. Die Rundfunkanstalten 
erwarten hierdurch eine Kosteneinsparung von rund 1 Million 
DM. 

Im Herbst 1974 soll — wie auch vor Einführung dieser Regelung 
im April 1974 — ein erneutes Gespräch mit Vertretern von 
Handwerk, Handel, Industrie und den Rundfunkanstalten geführt 
werden. Hierbei sollen die Erfahrungen mit dem z. Z. praktizier- 
ten Verfahren ausgetauscht werden und nach Möglichkeit dann 
eine allseits zufriedenstellende Regelung gefunden werden. 

Die Rundfunkanstalten sind gegenüber der Deutschen Bundespost 
der Kostenträger für das Betreiben der Fernsehsenderanlagen. Die 
Deutsche Bundespost betreibt daher diese Anlagen nur in dem 
zeitlichen Umfange, in dem die Rundfunkanstalten bereit und in 
der Lage sind, die Aufwendungen der Deutschen Bundespost hier- 
für finanziell abzugelten. Da die Bundesregierung keine unmittel- 
bare Möglichkeit hat, auf die finanzielle Situation der Rundfunk- 
anstalten und damit auf die Höhe ihrer Aufwendungen für den 
Senderbetrieb einzuwirken, entzieht sich auch die Festlegung 
der Testbildsendezeiten einer maßgeblichen Einflußnahme durch 
die Deutsche Bundespost. . 


76. Abgeordneter 
Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung den Sonderaufdruck 
für Postsachen anläßlich des Aachener Reit- 
turniers „Offizielles internationales Reitturnier 
und internationales Spring-Championat der 
BRD" für gut und richtig, und steht dieser 
Aufdruck mit allgemeinen Weisungen zur Ver- 
wendung der Bezeichnung „Bundesrepublik 
Deutschland" in Einklang? 


Anwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 13. September 1974 

Bei dem kritisierten Sonderaufdruck „Offizielles Internationales 
Reitturnier und Internationales Spring-Championat der BRD" 
handelt es sich um den Abdruck eines Werbestempels, der auf 
Antrag des Aachen-Laurensberger Rennvereins e. V. beim Post- 
amt Aachen 1 in der Zeit vom 15. Juli 1974 bis 7. September 1974 
zur Werbung für diese sportliche Veranstaltung anstelle des 
gewöhnlichen Tagesstempels zum Bedrucken der eingelieferten 
Briefsendungen verwendet wurde. Der Einsatz des Werbestem- 
pels ist dem Antragsteller bereits zu einem Zeitpunkt genehmigt 
worden, als die Anweisung über den Gebrauch der offiziellen 
Staatsbezeichnung „Bundesrepublik Deutschland" an die nach- 
geordneten Dienststellen der Deutschen Bundespost noch nicht 
ergangen war. Die Verwendungszeit des Werbestempels ist am 
7. September 1974 abgelaufen. 

Durch eine besondere Verfügung wurde sichergestellt, daß sich 
die Dienststellen der Deutschen Bundespost nicht nur im amt- 
lichen Sprachgebrauch an die vom Kabinett beschlossene Rege- 
lung halten, sondern auch bei den Inschriften in Werbestempeln 
oder Sonderstempeln nur die Bezeichnung „Bundesrepublik 
Deutschland" verwendet wird. 


50 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/26^2 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


77. Abgeordneter Sieht sich die Bundesregierung durch die ge- 
Krockert genwärtig schwierige Lage der Architekten 

(SPD) veranlaßt, erneut die Erfordernisse eines be- 

rufsbezogenen Planvorlagerechts oder gege- 
benenfalls einer baurechtlich-auftragsbezoge- 
nen Planrahmenregulierung mit dem Ziel, un- 
qualifiziertes Planen zu verhindern, und die 
Erstellung einer neuen Gebührenordnung für 
Architekten zu prüfen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 19. September 1974 

Der Bundesregierung ist die gegenwärtig schwierige Lage der 
planenden Berufe und im Besonderen die der freischaffenden 
Architekten bekannt. 

Zur Bauvorlageberechtigung ist unabhängig davon zu sagen, daß 
die Gesetzgebungskompetenz auf diesem Gebiet ausschließlich 
Angelegenheit der Länder ist. Daher sieht sich die Bundesregie- 
rung hier außerstande, über ein berufsbezogenes Planvorlage- 
recht oder gegebenenfalls einer baurechtlichen und auftragsbe- 
zogenen Planannahmeregulierung Abhilfe zu schaffen. Im übrigen 
haben die Länder Regelungen über das Planvorlagerecht für 
Architekten und Ingenieure erlassen, bzw. bereiten sie solche 
Regelung vor. 

Eine neue Ilonorarordnung für Leistungen der Architekten und 
Ingenieure auf Grund der Ermächtigung im Gesetz zur Regelung 
von Ingenieur- und Architektenleistungen vom 4. November 1971 
wird gegenwärtig von der Bundesregierung erarbeitet. Zu dem 
gegenwärtigen Stand der Vorbereitungen ist in der Antwort vom 
11. Juli 1974 des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Anfrage 
des Abgeordneten von Bockeiberg (Drucksache 7/2412, Seiten 
18 ff.) Stellung genommen worden. 

Als Ubergangsregelung sind durch die Verordnung zur Änderung 
der Verordnung PR Nr. 66/50 über die Gebühren für Architekten 
die Vorschriften des geltenden Gebührenrechts über städtebau- 
liche Leistungen und über Leistungen nach Zeit an die veränder- 
ten Verhältnisse angepaßt worden. Die Änderungsverordnung 
wurde verkündet im Bundesanzeiger Nr. 134 vom 24. Juli 1974. 


78. Abgeordneter Was sind nach Ansicht des Bundeskanzlers 
Niegel Schmidt die Ursachen dafür, daß Wohnungen 

(CDU/CSU) in den letzten Jahren zu teuer gebaut wurden, 

wie er dies im Bericht aus Bonn (ARD-Fern- 
sehprogramm 16. August 1974) zum Ausdruck 
brachte? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 12. September 1974 

Der Herr Bundeskanzler hat am 16. August 1974 in der Fernseh- 
sendung „Bonner Perspektiven'' auf die Frage nach etwaigen 
Stützungsprogrammen für die Bauwirtschaft u. a. folgendes ge- 
sagt: „. . . innerhalb des Hochbaus ist der Sektor Wohnungsbau 
nun ganz besonders sorgfältig zu betrachten. Dort sind in den 
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letzten Jahren Hunderttausende von Wohnungen gebaut worden, 
die zu teuer waren, so daß man sie nicht hat verkaufen und nicht 
vermieten können." 

Die damit angesprochene Fehlentwicklung geht im wesentlichen 
auf die Überschätzung der Nachfrage nach freifinanzierten Eigen- 
tums- und Mietwohnungen durch die für den freien Wohnungs- 
markt bauenden Unternehmen der Bau- und Wohnungswirtschaft 
zurück. Zu viele Bauträger und Wohnungsunternehmen haben in 
den Jahren 1971/1972 auf eine unerschöpfliche, wenig preis- 
empfindliche Nachfrage nach „wertbeständigem Wohnungsver- 
mögen'' gesetzt. Dieser Fehlentwicklung konnte erst nach außer- 
wirtschaftlicher Absicherung durch verstärkte stabilitätspoliti- 
sche Maßnahmen entgegengewirkt werden. Diese haben dann 
ihrerseits zwangsläufig zu einer zusätzlichen Erschwerung des 
Absatzes der in der vorangegangenen Boomphase geplanten und 
in Angriff genommenen Trägerbauten geführt. 


79. Abgeordneter 
Pieroth 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß seitens 
der öffentlichen Hand derzeit noch Bauauf- 
träge vergeben werden, die mit kurzen Fertig- 
stellungsterminen verbunden sind und diese 
Aufträge z. T. nur durch erhebliche Überstun- 
den geschafft werden können, die die Bau- 
kosten wesentlich verteuern und dazu führen 
können, daß in den arbeitsschwächeren Win- 
termonaten nicht genügend Aufträge mehr 
vorliegen? 


80. Abgeordneter 

Pieroth 


(GDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
auf die Bauträger der öffentlichen Hand in 
der Weise eirlzuwirken, daß man in Anbetracht 
der Auftrags- und Beschäftigungslage in der 
Bauindustrie auf eine längerfristige Abwick- 
lung der Bauaufträge achtet und gegebenen- 
falls Terminkorrekturen vornehmen läßt, um 
Überstunden zu vermeiden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 24. September 1974 

Nach den von öffentlichen Auftraggebern bei der Vergabe von 
Baul^istungen zu beachtenden „Allgemeinen Bestimmungen für 
die Vergabe von Bauleistungen'* (VÖB/A) sind die Ausführungs- 
fristen unter Berücksichtigung der Jahreszeit, Arbeitsverhält- 
nisse und etwaiger besonderer Schwierigkeiten ausreichend zu 
bemessen; nur bei besonderer Dringlichkeit dürfen außergewöhn- 
lich kurze Fristen vorgesehen werden (§ 11 VöB/A). Für die 
Hochbaumaßnahmen des Bundes sind ergänzend hierzu Richt- 
linien zur Bemessung der Ausführungsfristen ergangen (Ver- 
gabehandbuch für Bauaufgaben des Bundes im Zuständigkeitsbe- 
reich der Finanzbauverwaltungen, Teil I Richtlinie zu § 11 

VöB/A). Daneben hat jeder Bieter grundsätzlich die Möglichkeit, 
mit einem Nebenangebot von den Vorstellungen des Auftrag- 
gebers abweichende Ausführungsfristen vorzuschlagen. 
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Durch diese Regelungen ist sichergestellt, daß die zu erbringen- 
den Bauleistungen innerhalb der vereinbarten Ausführungsfri- 
sten ohne außergewöhnlichen Einsatz an Arbeitskräften durch- 
geführt werden können. 

In den Ausnahmefällen, in denen kurze Ausführungsfristen ver- 
langt werden müssen, weil die Fertigstellung des Bauvorhabens 
aus besonderen Gründen kurzfristig erforderlich ist oder weil sich 
aus der Gesamtdisposition der Baumaßnahme für einzelne Fach- 
lose eine entsprechende Terminsetzung nicht vermeiden läßt, 
sind die Baudienststellen gehalten — auch unter wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten — die besondere Dringlichkeit sorgfältig zu prü- 
fen. Da dem Auftragnehmer die Ausführungsfrist bereits bei der 
Abgabe seines Angebots bekannt ist, hat er die Möglichkeit, ent- 
sprechend zu disponieren. Er kann z. B, durch den Einsatz einer 
größeren Anzahl von Arbeitskräften Überstunden weitgehend 
vermeiden. 

In diesem Zusammenhang muß auch erwähnt werden, daß die 
Bundesregierung durch systematische Förderung der kontinuier- 
lichen Bautätigkeit in erheblichem Maße mit dazu beiträgt, die 
saisonalen Spitzenbelastungen abzubauen. So konnte durch eine 
entsprechende Maßnahme der Baudienststellen auf Grund ge- 
zielter Weisungen der Bundesregierung der Anteil der jeweils 
in den Wintermonaten November bis März ausgeführten Bau- 
leistungen am gesamten Jahresbauvolumen ständig gesteigert 
werden. Für den Hochbau des Bundes im Zuständigkeitsbereich 
der Finanzbauverwaltungen, für den seit Jahren eingehende 
Erhebungen durchgeführt werden, betrug dieser Anteil in den 
letzten Jahren jeweils rund ein Drittel. 

Durch die bestehenden Regelungen ist von Seiten des Bundes 
der kontinuierliche Einsatz von Arbeitskräften weitgehend ge- 
währleistet. Für die Bundesregierung besteht kein Anlaß, ergän- 
zende Regelungen für die Festlegung der Ausführungsfristen zu 
erlassen. Trotzdem werde ich Ihrer Anregung folgend, die Bun- 
desdienststellen noch einmal auf die Beachtung der entsprechen- 
den Vorschriften und Weisungen hinweisen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


81. Abgeordnete 
Frau Benedix 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß einer- 
seits durch die zunehmende Konzentration im 
Schulwesen, die dadurch immer größer wer- 
denden Einzugsbereiche für Fachklassen, denen 
mehr und mehr überbetriebliche Ausbildungs- 
stätten zugeordnet werden, andererseits durch 
steigende Fahrkosten die Ausbildungsbei- 
hilfen, die die Auszubildenden vom Ausbil- 
dungsbetrieb erhalten, mehr und mehr aufge- 
zehrt werden, und welchen Weg gedenkt die 
Bundesregierung zu beschreiten, um der Forde- 
rung nach Chancengleichheit für die Auszu- 
bildenden auch in dieser Hinsicht gerecht zu 
werden? 
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Antwort des Bundesministers Rohde 
vom 13. September 1974 

Es ist richtig, daß sich eine zunehmende Konzentration auch im 
Bereich des beruflichen Schulwesens vollzieht. Die Länder, die 
für die organisatorische Gestaltung des Schulwesens zuständig 
sind, wollen durch diese Konzentration insbesondere erreichen, 
daß Auszubildende schwächer besetzter Ausbildungsberufe zu 
berufsspezifischen Fachklassen zusammengefaßt werden können. 
Außerdem dient die Konzentration einer besseren räumlichen 
und sächlichen Nutzung der Schulkapazitäten und, soweit Block- 
und Kursunterricht eingeführt ist, der Individualisierung des 
Lernens. Auf diesem Wege soll die Qualität der schulischen 
Berufsbildung erhöht und dem Gebot der Chancengleichheit für 
alle Auszubildenden besser entsprochen werden. 

Im Interesse eines wirtschaftlichen und wirkungsvollen Einsatzes 
öffentlicher Mittel wird der Standort überbetrieblicher Ausbii- 
dungsstätten, deren Errichtung und Ausstattung durch staatliche 
Zuschüsse gefördert werden, nach Möglichkeit so gewählt, „daß 
ein Austausch von Lehrkräften und eine gegenseitige Nutzung 
von Gebäuden möglich ist, und daß an einem Tag sowohl Unter- 
richt in der Berufsschule als auch Ausbildung in der Ausbildungs- 
stätte möglich ist" (Richtlinien des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft zur Förderung von überbetrieblichen Ausbil- 
dungsstätten). Dies hat zur Folge, daß sich die Konzentrations- 
bestrebungen im beruflichen Schulwesen auch auf die überbe- 
trieblichen Ausbildungsstätten auswirken können. 

Für den Ausgleich von Kosten, die den Auszubildenden durch 
die Fahrten zur Berufsschule entstehen, haben verschiedene 
Länder, so Baden-Württemberg, Bayern, Hessen und Nordrhein- 
Westfalen, Regelungen getroffen, die jedoch inhaltlich stark 
voneinander abweichen. 

Ich würde es begrüßen, wenn auch in den Ländern eine Kosten- 
erstattung für Fahrten zur Berufsschule vorgenommen würde, die 
bisher einen solchen Ausgleich noch nicht vorgesehen haben. 

Von seiten des Bundes wird ein Ausgleich der Kosten für die 
Fahrten zur Berufsschule auf Grund des Arbeitsförderungsge- 
setzes vorgenommen. Danach erhalten Auszubildende mit einem 
Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe — abhängig von der 
Höhe des Einkommens der Auszubildenden und ihrer Eltern — 
eine pauschale Erstattung der Fahrkosten. Gegenwärtig werden 
etwa 18Vo der Auszubildenden nach dem Arbeitsförderungsgesetz 
gefördert. Diese Regelung des Arbeitsförderungsgesetzes gilt 
auch für Fahrten zu überbetrieblichen Ausbildungsstätten. 

In der Praxis ist es zum Teil üblich geworden, daß die Fahr- 
kosten zur überbetrieblichen Ausbildungsstätte von den Aus- 
bildungsbetrieben getragen werden. Eine solche Verpflichtung 
besteht, wenn eine entsprechende Vereinbarung im Ausbildungs- 
vertrag getroffen wird; dies ist z. B. der Fall, wenn der Aus- 
bildungsvertrag nach dem vom Bundesausschuß für Berufs- 
bildung empfohlenen Vertragsmuster gestaltet wird. In anderen 
Fällen kommt es für die Frage, ob ein gesetzlicher Anspruch des 
Auszubildenden gegen den Ausbildenden auf Ersatz der Kosten 
für Fahrten zur überbetrieblichen Ausbildungsstätte besteht, auf 
die Auslegung des Berufsbildungsgesetzes an. Hierzu gibt es 
unterschiedliche Auffassungen. Die Bundesregierung prüft z. Z., 
wie bei der Neufassung des Berufsbildungsgesetzes, bei der auch 
Finanzierungsfragen zu klären sind, ein Beitrag zur Lösung dieses 
Problems geleistet werden kann. 
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82. Abgeordneter Werden für das Bildungswesen innerhalb der 
Dr. Schäuble Europäischen Gemeinschaft gemeinsame Be- 

(CDU/CSU) darfsprognosen erarbeitet, und wie beurteilt 

die Bundesregierung die Möglichkeit, auf der 
Grundlage solcher Bedarfsanalysen zu einer 
gemeinsamen Bildungsplanung in der Euro- 
päischen Gemeinschaft zu kommen? 


83. Abgeordneter Welches ist der Stand der Bemühungen um 
Dr. Schäuble eine Vereinheitlichung der 'Bildungssysteme 

(CDU/CSU) innerhalb der Europäischen Gemeinschaft, und 

welche Möglichkeiten bestehen für die Zu- 
sammenarbeit von Hochschulen verschiedener 
Länder innerhalb der Europäischen Gemein- 
schaft? 


84. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 

(CDU/CSU) 


Welche Bemühungen werden zur Schaffung 
von Freizügigkeit für Lehrende und Lernende 
an Hochschulen innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft und zur Förderung der Mobilität 
zwischen diesen Hochschulen unternommen? 


Antwort des Bundesministers Rohde 
vom 18. September 1974 

Auf der Tagung des Rats und der im Rat vereinigten Minister 
für das Bildungswesen am 6. Juni 1974 in Luxemburg haben die 
Bildungsminister der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaft beschlossen, im Bereich des Bildungswesens verstärkt zu- 
sammenzuarbeiten. Sie gingen dabei von folgenden Grundsätzen 
aus: 

— Die Einführung einer Zusammenarbeit im Bereich des Bil- 
dungswesens entspricht der schrittweisen Harmonisierung 
der Wirtschafts- und Sozialpolitik in der Gemeinschaft und 
muß gleichzeitig den spezifischen Zielen und Interessen dieses 
Bereichs gerecht werden; 

— das Bildungswesen darf nicht lediglich als Bestandteil des 
Wirtschaftslebens angesehen werden; 

— die Zusammenarbeit im Bereich des Bildungswesens soll unter 
Berücksichtigung der Traditionen jeden Landes sowie der 
Vielfalt der Bildungspolitik und der Bildungssysteme erfolgen. 

ln diesem Zusammenhang haben die Bildungsminister vereinbart, 
die Zusammenarbeit zunächst auf folgende Komplexe zu erstrek- 
ken: 

— Bessere Möglichkeiten der Bildung und Ausbildung der Staats- 
angehörigen von anderen Mitgliedstaaten der Gemeinschaf- 
ten und von Nichtmitgliedsländern sowie ihrer Kinder; 

— Verbesserung der Korrespondenz der Bildungssysteme in 
Europa; 

— Zusammenstellung einer aktuellen Dokumentation sowie ak- 
tueller Statistiken im Bereich des Bildungswesens; 

— Verstärkung der Zusammenarbeit zwischen den Hochschulen; 
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— Verbesserung der Möglichkeiten einer akademischen Aner- 
kennung der Diplome und einer Anerkennung der Studien- 
zeiten; 

— Förderung der Freizügigkeit und der Mobilität der Lehr- 
kräfte, der Lernenden und der Forscher, insbesondere durch 
Beseitigung der verwaltungstechnischen und sozialen Hinder- 
nisse für die Freizügigkeit dieser Personen sowie durch Ver- 
besserung des Fremdsprachenunterrichts; 

— Schaffung einer Chancengleichheit für den uneingeschränkten 
Zugang zu allen Bildungsformen. 

Die Ausarbeitung gemeinsamer Bedarfsprognosen ist nicht aus- 
drücklich behandelt worden. Sie sind als Teil der aktuellen Do- 
kumentation und Statistik zu betrachten und werden daher im 
Rahmen der allgemeinen Bildungspolitik weiterhin zu berück- 
sichtigen sein. 

Zur Ausarbeitung eines Aktionsprogramms innerhalb eines Jah- 
res haben die Bildungsminister einen Ausschuß für Bildungs- 
fragen aus Vertretern der Mitgliedstaaten und der Kommission 
eingesetzt. Sobald der Bericht des Ausschusses vorliegt, wird er 
von den Bildungsministern in einer weiteren Tagung behandelt 
werden. 

Ferner hat der Rat der Bildungsminister in der Frage der Aner- 
kennung der Diplome und der damit zusammenhängenden Ver- 
besserung der Freizügigkeit Fortschritte erreicht. Er hat als Leit- 
linie für ein flexibleres Verfahren festgelegt, so wenig wie mög- 
lich detaillierte Ausbildungserfordernisse vorzuschreiben. Diese 
Festlegung ebenso wie die Umsetzung der zu erwartenden Vor- 
schläge des Ausschusses für Bildungsfragen im Bereich einer 
Intensivierung der Zusammenarbeit der Hochschulen und der von 
den Ministern ebenfalls geforderten Vorschläge für die Förde- 
rung der Freizügigkeit der Lehrkräfte, der Lernenden und der 
Forscher wird positive Auswirkungen auch in diesem Bereich der 
Zusammenarbeit haben. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


85. Abgeordneter 
Dr. Althammer 

(CDU/CSU) 


Werden seitens der Bundesregierung und/ 
oder der Bundesanstalt für Arbeit Rückgliede- 
rungsprogramme für ausländisciie Arbeits- 
kräfte vorbereitet und auf welche Länder sol- 
len sich diese erstrecken? 


Antwort des Bundesministers Bahr 
vom 13. September 1974 

Die Bundesregierung hat 1971 im Rahmen ihrer entwicklungs- 
politischen Konzeption begonnen, Programme zur Förderung der 
Rückkehr und beruflichen Wiedereingliederung von ausländi- 
schen Arbeitnehmern aus Entwicklungsländern in die Volkswirt- 
schaft ihrer Herkunftsländer einzurichten. Diese Programme, 
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die sich im Verhältnis zur Gesamtzahl der ausländischen Arbeit- 
nehmer in der Bundesrepublik Deutschland in einem begrenzten 
Rahmen halten, werden im Aufträge des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit von der Bundesanstalt für Arbeit 
unter Beteiligung anderer deutscher Stellen durchgeführt. Sie 
verfolgen das Ziel, die während der Beschäftigungsdauer in der 
Bundesrepublik Deutschland erworbenen Kenntnisse, Fertigkei- 
ten, Verhaltensnormen und Ersparnisse der Rückkehrer in besse- 
rer Weise, als das bislang geschehen ist, für die Herkunftsländer 
entwicklungspolitisch zu nutzen. 

Bislang sind solche Programme mit türkischen, koreanischen und 
brasilianischen Arbeitnehmern durchgeführt oder eingeleitet 
worden. Sie können sich auf Arbeitnehmer aus anderen Her- 
kunftsländern erstrecken, soweit es sich dabei um Entwicklungs- 
länder handelt. 


86. Abgeordneter Bis wann rechnet gegebenenfalls die Bundes- 
Dr. Althammer regierung damit, solche Rückgliederungspro- 
(CDU/CSU) gramme in Kraft setzen zu können? 


Antwort des Bundesministers Bahr 
vom 13. September 1974 

Diese Frage ist unter Frage 85 mitbeantwortet. 


87. Abgeordneter 
Dr. Althammer 

(CDU/CSU) 


Bis zu wieviel ausländische Arbeitskräfte 
(jeweils aus welchen Ländern) sollen nach 
den bisherigen Überlegungen durch diese 
Rückgliedemngsprogramme betroffen werden? 


Antwort des Bundesministers Bahr 
vom 13. September 1974 

In die Wiedereingliederungsprogramme der Bundesregierung in 
Form von Informations-, Beratungs-, Fortbildungs- und Umschu- 
lungsmaßnahmen konnten bislang rund 300 Türken, Koreaner 
und Brasilianer einbezogen werden. Es ist vorgesehen, die Wie- 
dereingliederungsprogramme fortzusetzen, zu verbessern und die 
Zahl der Teilnehmer zu erhöhen. Die Programme richten sich aus 
entwicklungspolitischen Gründen vorwiegend an qualifizierte 
Arbeitnehmer. Vor allem setzen sie die Bereitschaft der Her- 
kunftsländer voraus, die Rückkehr dieser Fachkräfte durch eigene 
Anstrengungen zu erleichtern. 

Die Bundesregierung will mit ihren eigenen Programmen An- 
stöße vermitteln und gleichgerichtete Initiativen bei Unterneh- 
mern, Gewerkschaften und anderen gesellschaftlichen Gruppen 
in der Bundesrepublik Deutschland auslösen. 


88. Abgeordneter 

Dr. Althammer 


(CDU/CSU) 


Inwieweit sind in diesem Zusammenhang zu- 
sätzliche Maßnahmen — z. B. zusätzliche Ent- 
wicklungshilfeleistungen — vorgesehen? 
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Antwort des Bundesministers Bahr 
vom 13. September 1974 

Dem Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit ste- 
hen für die vorerwähnten Maßnahmen Haushaltsmittel zur Ver- 
fügung. Diese Mittel sollen in den kommenden Jahren aufge- 
stockt werden. Sie werden sich aber angesichts der Größenord- 
nung der Ausländerbeschäftigung weiterhin in begrenztem Rah- 
men halten. 

Zur Frage eventueller zusätzlicher Enwicklungshilfeleistungen 
zur Unterstützung der Wiedereingliederung ausländischer Ar- 
beitnehmer nimmt die Bundesregierung folgenden Standpunkt 
ein: Einige Staaten, die den Großteil der ausländischen Arbeit- 
nehmer stellen, erhalten in erheblichem Umfange Kapitalhilfe- 
leistungen von der Bundesrepublik Deutschland. Die Bundes- 
regierung wird von sich aus verstärkt darum bemüht sein, daß 
die deutschen Leistungen auch dazu verwendet werden, im Rah- 
men gezielter Programme zusätzliche Arbeitsplätze in diesen 
Staaten zu schaffen. 


Bonn, den 15. Oktober 1974 



